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Vorbemerkung. 


Die  nachfolgende  Abhandlung  hat  es  sich  nicht  zur  Aufgabe  gesetzt 
zwecks  Deckung  der  Kriegskosten  Steuervorschläge  im  einzelnen  zu  machen 
oder  von  anderer  Seite  vorgeschlagene  zu  kritisieren.  Sie  will  lediglich  ver¬ 
suchen,  einige  Richtlinien  aufzustellen,  auf  Grund  deren  eine  Einschätzung 
und  Beurteilung  der  zahlreichen  Einzelvorschläge  von  einem  einheitlichen 
Standpunkt  aus  ermöglicht  wird;  sie  will  ferner  versuchen,  die  tiefere  Bedeu¬ 
tung  der  kommenden  Reichsfinanzreform  für  unser  künftiges  wirtschaftliches 
und  soziales  Leben  andeutungsweise  zu  umreißen. 


Bei  Ausbruch  des  Weltkrieges  betrugen  die  jährlichen  Ein¬ 


nahmen  bzw.  Ausgaben  des  deutschen  Reiches  etwa  3  Milliarden 
Mark.  Jedes  Kriegs jahr  kostet  uns  nach  sachverständigen  Be¬ 
rechnungen  unter  Einbeziehung  aller  bei  Kriegsende  erforder¬ 
lich  werdenden  Wiederaufrichtungsausgaben,  Witwen-,  Waisen- 
und  Invalidenfürsorge  usw.  und  unter  Berücksichtigung  4er  von 
Monat  zu  Monat  steigenden  Ausgaben  durchschnittlich  eine 
Summe,  deren  jährliche  Verzinsung  und  Tilgung  mit  mindestens 
rund  2  y2  Milliarden  Mark  pro  Jahr  anzunehmen  ist.  Sollte^  der 
Krieg  also —was  durchaus  nicht  sicher  ist — Anfang  August  1917 
zu  Ende  gehen,  so  werden  wir  in  Zukunft  außer  den  3  Milliarden 
bestehen  bleibenden  Fri^iensausgaben  nicht  weniger  als  zusätz¬ 
liche  7%  Milliarden  Mark,  im  ganzen  10%  —  n  Milliarden  Mark, 
künftig  an  Jahresausg'aben  zu  decken  und^also  an  Jahresein¬ 
nahmen  aufzubringen  haben.  *  * 

Andere  Berechnungen  führen  zu  ähnlichen  Ergebnissen. 
cJSo  schätzt  z.  B.  Gg.  Bernhard  im  »Plutus«  (Jahrgang  1917, 
Heft  7,  8)  die  Gesamtkriegs-  und  Wiederauf  richtungskosten 
^bis  Ende  Juni  1917  mit  rund  120  Milliarden  Mark,  so  daß  bei 
6%  Verzinsung  und  Tilgung  etwa  7%  Milliarden  jährlicher 
Mehrausgaben  zu  decken  wären.  Daneben  natürlich  die  be¬ 
stehen  bleibenden  Friedensausgaben  mit  3  Milliarden  Mark. 


1  * 


p  44320 


4 


Das  bedeutet  also  im  günstigsten  Falle  eine  Verdreieinhalb- 
fachung,  im  ungünstigeren  einer  längeren  Kriegsdauer  eine  glatte 
Vervierfachung  der  bisherigen  Reichsausgaben.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  daß  solchen  Erfordernissen  gegenüber  keine  noch  so  durch¬ 
greifende  Reichsfinanzreform  »alten  Stils«  auch  nur  annähernd 
genügende  Einnahmen  schaffen  könnte.  Wir  müssen  vielmehr  zu 
einem  bis  auf  die  Grundfesten  zurückgreifenden  Neubau  unseres 
gesamten  Finanzwesens  schreiten,  wenn  wir  auch  nur  entfernt  die 
Hoffnung  haben  wollen,  dieser  Riesenaufgabe  gerecht  zu  werden. 

Leider  ist  das,  was  uns  die  erste  (Helfferich  1916)  und 
zweite  (Roedern  1917)  Kriegssteuertagung  gebracht  hat,  ein¬ 
gestandenermaßen  nichts  weniger  als  eine  derartige  grund¬ 
legende  Neuordnung.  Es  sind  lediglich  Augenblicks-  und  Ver¬ 
legenheitsmaßnahmen,  die  nach  dem  Kriege  wieder  verschwin¬ 
den  sollen,  um  der  eigentlichen  Reichsfinanzreform  Platz  zu 
machen.  Mit  Bezug  auf  diese  selbst  hat  sich  die  Regierung  dau¬ 
ernd  in  ein  mehr  oder  minder  geheimnisvolles  Schweigen  gehüllt 
und  von  ihren  notwendigerweise  großzügigen  Plänen  ist  bisher 
noch  sehr  wenig  bekannt  geworden.  Das  mag  wohl  die  gleichen 
Gründe  haben,  wie  die  Zurückstellung  aller  die  »Neuorientierung« 
betreffenden  Pläne  und  Maßnahmen  bis  nach  Kriegsende.  Die 
Regierung  scheut  sich  aus  taktischen  Gründen,  den  Kampf  zu 
entfesseln,  der  später  dann  um  so  stärker  entbrennen  muß.  Die 
»Neuorientierung«  wird  sich  ja  nicht  nur  auf  das  Gebiet  des 
Wahlrechts  und  der  Verwaltung  erstrecken,  sondern  vor  allem 
auch  auf  dasjenige  des  Neubaus  unseres  Finanzwesens.  Hier 
werden  die  verschiedenen  Richtungen  und  Interessentengruppen 
vielleicht  am  stärksten  aufeinander  prallen  und  deshalb  ist  es 
doppelt  notwendig,  diese  Fragen  schon  vorher  in  breitester  Oef- 
fentlichkeit  zu  erörtern  und  so  rechtzeitig  Klarheit  zu  schaffen. 
Der  Einwand,  daß  die  Kriegskosten  noch  nicht  zu  übersehen  und 
die  Möglichkeit  einer  Kriegsentschädigung  alle  Pläne  von  Grund 
auf  verändern  könnte,  ist  kein  stichhaltiger  Grund  für  die  Nicht¬ 
erörterung  der  Deckungsmöglichkeiten,  dies  ergibt  sich  schon 
aus  dem  weiter  unten  Ausgeführten. 

Um  so  dringlicher  ist  daher  die  Aufgabe,  einen  derartigen 
Plan  nicht  nur  im  Schoße  der  Regierung  vor  zu  bereiten,  sondern 
auch  rechtzeitig  zur  öffentlichen  Diskussion  zu  stellen,  damit 
wir  nicht  wieder,  wie  so  oft,  eines  schönen  Tages  mit  Regierungs¬ 
vorlagen  überrascht  werden,  die  dann  in  kurzer  Zeit  durch  den 


5 


Reichstag  gepeitscht,  das  ganze  große  Werk  auf  unzureichender 
Grundlage  aufbauen:  Vestigia  terrent! 

Eine  wenig  erfreuliche  Folge  dieses  Systems  zeigt  sich  bereits 
darin,  daß,  wie  oben  angeführt,  die  im  Krieg  geschaffenen  neuen 
Steuermaßnahmen  rein  zufälliger  Natur  sind,  in  keiner  Weise  in 
das  kommende  Reformwerk  hineinpassen  und  wahrscheinlich  spä¬ 
ter  in  weitgehendstem  Maße  wieder  rückgängig  gemacht  werden 
müssen.  Wäre  es  da  nicht  richtiger  gewesen,  nur  solche  Steuern 
in  Vorschlag  zu  bringen,  die  sich  organisch  in  die  später  kommende 
Reform  einfügen  oder  besser  gesagt  auf  Grund  eines  großzügigen 
Reformprogramms  jetzt  die  Steuern  zu  beantragen,  die  in  die 
Kriegsveihältnisse  hineinpassen  und  dann  die  andern  später 
folgen  zu  lassen? 

Da  aber  die  Regierung  sich  vorerst  in  Schweigen  hüllt,  so 
bleibt  nichts  übrig,  als  daß  Außenstehende  von  sich  aus  ver¬ 
suchen,  mit  naturgemäß  unzureichenden  Mitteln  etwas  von  dem 
zu  bringen,  was  von  berufener  Seite  nicht  geleistet  wird. 
Unter  diesem  Gesichtspunkt  bitten  wir  den  vorliegenden  sowie 
den  folgenden  Aufsatz  von  Prof.  Mombert  zu  betrachten. 

Schreiber  dieses  hat  bereits  bei  Gelegenheit  der  Helfferich- 
schen  »Reform«  versucht,  in  kurzen  Zügen  die  Grundlinien  einer 
möglichen  umfassenden  Neugestaltung  aufzuzeigen1),  im  folgenden 
soll  dieser  Versuch  unter  Berücksichtigung  einiger,  inzwischen  von 
anderer  Seite  gemachter  Vorschläge  weiter  ausgebaut  werden. 

I. 

Der  erste  Gedanke,  der  gegenüber  den  riesenhaften  Lasten 
des  Krieges  naturgemäß  auftaucht,  ist  der  einer  Kriegsent¬ 
schädigung. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Aussicht  auf  Kriegsentschädigung 
in  einer  Höhe,  die  gegenüber  unsern  Kriegskosten  in  die  Wag¬ 
schale  fallen  würde? 

Von  Rußland,  Italien  und  Rumänien  eine 
solche  zu  erhalten,  scheint  ausgeschlossen.  Der  Kredit  und  die 
Zahlungsfähigkeit  dieser  Länder  bei  Kriegsende  wird  sicher 
eine  negative  Größe  darstellen,  so  daß  wir  mit  Bezug  auf  sie 
höchstens  auf  Preisgabe  von  Land  rechnen  können  oder  auf 
Bergwerks-  usw.  Konzessionen,  sowie  auf  Verpflichtung  zur 

*)  Grundsätzliches  zur  Reichsfinanzreform.  Europäische  Staats-  und 
Wirtschaftszeitung,  No.  4  vom  6.  April  1916. 
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Lieferung  von  Rohmaterialien,  die  erst  im  Laufe  der  Jahre 
wirksam  werden  können.  Von  Serbien  und  Monte¬ 
negro  wollen  wir  nicht  reden  und  auch  Japan  sowie  den 
Vereinigten  Staaten  gegenüber  werden  wir  bei  Kriegs¬ 
ende  keine  Machtmittel  besitzen,  um  eine  Kriegsentschädigung 
zu  erlangen. 

Es  bleiben  also  Belgien,  Frankreich,  England. 
Mit  Bezug  auf  die  Zukunft  Belgiens  liegen  die  Dinge  so,  daß  es 
besser  sein  wird,  die  Möglichkeit  einer  Kriegsentschädigung 
seitens  dieses  Staates  aus  naheliegenden  Gründen  vorerst  nicht 
ins  Auge  zu  fassen.  Frankreich  gegenüber  haben  wir  auf 
Grund  der  militärischen  Lage  die  allerstärksten  Faustpfänder 
in  Händen,  die  aber  zugleich  als  Sicherheit  für  die  Wiedererlan¬ 
gung  unseres  und  eines  hoffentlich  vergrößerten  Kolonialbesitzes 
zu  gelten  haben.  Aber  abgesehen  hiervon  erscheint  es  fraglich, 
ob  es  politisch  klug  sein  wird,  eine  ihrer  Höhe  nach  ins  Gewicht 
fallende  Summe  als  Kriegsentschädigung  von  Frankreich  zu 
erlangen.  Es  kann  in  unserem  politischen  Interesse  liegen,  mit 
Rücksicht  auf  spätere  Umgruppierung  der  Großmächte  nicht 
die  ganze  Härte  der  Kriegsereignisse  auf  Frankreich  ab  zu  wälzen 
und  ferner  ist  es  mehr  als  wahrscheinlich,  daß  bei  Kriegsende 
der  sprichwörtliche  Reichtum  Frankreichs  zu  einer  Legende 
geworden  und  auch  dieses  Land  uns  wohl  Kolonien  abtreten, 
nicht  aber  eine  so  gewaltige  Entschädigung  zahlen  kann,  wie 
wir  sie  brauchen. 

Es  bleibt  England  als  der  zweifellos  in  jeder  Hinsicht 
zahlungsfähigste  Gegner  und  zugleich  derjenige,  dem  gegenüber 
keinerlei  politische  Rücksichtnahme  in  Frage  kommt.  Im  Gegen¬ 
teil:  je  höher  die  Entschädigung,  die  wir  von  ihm  bekommen 
können,  um  so  besser  nicht  nur  für  unsere  künftige  wirtschaft¬ 
liche  Lage,  sondern  auch  um  so  besser  mit  Rücksicht  auf  die 
entsprechende  Schwächung  unseres  zurzeit  gefährlichsten 
Rivalen. 

Nun  lagen  bisher  die  Dinge  aber  so,  daß  wir  England 
gegenüber  wohl  den  Krieg  gewinnen,  es  aber  trotzdem  nicht 
zur  Zahlung  einer  Entschädigung  hätten  zwingen  können:  selbst 
eine  vernichtende  Niederlage  des  englischen  Heeres  in  Nord¬ 
frankreich  und  Flandern  hätte  uns  keine  Handhabe  gegeben, 
eine  Entschädigung  zu  erlangen.  Eine  Zerstörung  der  englischen 
Hochseeflotte  und  nachfolgende  Landung  auf  englischem  Boden 
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ist  aber  nach  Lage  der  Verhältnisse  ausgeschlossen.  Durch  den 
U-Bootskrieg  haben  sich  aber  die  Verhältnisse  von  Grund  auf 
geändert.  Führt  er  zu  vollem  Erfolge,  was  heute  ganz  und  gar 
im  Bereich  der  Möglichkeit  —  ja  sogar  der  Wahrscheinlichkeit  — 
liegt,  so  haben  wir  England  so  vollkommen  in  der  Hand  wie  bei 
der  Besetzung  Londons  durch  unsere  Truppen.  Wir  werden 
dann  durch  keinerlei  falsche  Scheu  gehindert  sein,  mindestens 
die  Hälfte  unserer  Kriegskosten,  d.  h.  also  50 — 60  Milliarden 
Mark,  England  als  Lösegeld  für  die  Befreiung  aus  der  tödlichen 
Umklammerung  durch  unsere  Tauchboote  aufzuerlegen.  Eng¬ 
land  kann  und  wird  sie  zahlen. 

Trotz  alledem  soll  aber  die  Möglichkeit  der  Erlangunp  einer 
Kriegsentschädigung  aus  unserer  ferneren  Betrachtung  aus- 
scheiden,  denn  1.  müssen  wir,  wie  jeder  vorsichtige  Kaufmann 
und  Hausvater,  stets  mit  dem  ungünstigsten  Falle  rechnen,  der 
überhaupt  eintreten  kann,  um  für  alle  Eventualitäten  gedeckt 
zu  sein.  Ferner  handelt  es  sich  ja  hier  nicht  um  die  Aufstellung 
eines  nach  Heller  und  Pfennig  einzuhaltenden  Planes,  sondern 
lediglich  um  die  Richtlinien,  die  zu  befolgen  sind.  Je  nach  der 
Größe  des  tatsächlich  festgestellten  Erfordernisses  kann  ja  dann 
später  die  Anpassung  der  einzelnen  Posten  sich  richten  und 
endlich:  im  neuen  Deutschland  werden  sich  so  zahlreiche  und 
große  Erfordernisse  ergeben,  die  bei  ungünstiger  Lage  vernach¬ 
lässigt,  bei  günstiger  zum  Wohle  des  Reiches  Berücksichtigung 
erheischen  werden,  daß  wir  ein  Zuviel  stets  nur  dankbar  be¬ 
grüßen  können. 

An  diesem  Punkt  sei  noch  auf  das  Folgende  hingewiesen: 
Vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  konnte  man  vielfach  die  Ansicht 
hören,  daß  ein  moderner  Krieg  so  teuer  sei,  daß  er  unmöglich 
länger  dauern  könne  als  3 — 6  Monate,  weil  sonst  allgemeiner 
Ruin  eintreten  müsse,  und  der  englische  Schatzkanzler  hat  seiner¬ 
zeit  von  den  silbernen  Kugeln  gesprochen,  die  den  Krieg  ent¬ 
scheiden  würden. 

Heute  nach  fast  dreijähriger  Kriegsdauer  sehen  wir  das 
Gegenteil.  Die  Kriegskosten  scheinen  mit  Bezug  auf  Fortsetzung 
oder  Beendigung  des  Krieges  überhaupt  keine  Wichtigkeit  mehr 
zu  besitzen.  Solange  noch  Menschen  und  Material  vorhanden 
sind,  wird  das  Ringen  fortgesetzt  ohne  jede  Rücksicht  auf  die 
Ausgaben,  so  daß  man  bei  vorschneller  Beurteilung  zu  dem  Re¬ 
sultat  kommen  könnte,  daß  die  Kosten  überhaupt  keine  Rolle 


spielen.  Dies  ist  aber  nur  richtig,  solange  der  Krieg  dauert. 
Ganz  anders  liegen  die  Dinge  für  die  Zeit  nach  dem  Kriege; 
da  wird  die  Finanzfrage  wieder  an  erste  Stelle  rücken  und  für 
die  Zukunft  der  in  den  Krieg  verwickelten  Staaten  wird  ent¬ 
scheidend  sein,  welchen  es  gelingt,  ihre  Wirtschafts-  und  Finanz¬ 
kraft  wieder  auf  gesunde  Grundlagen  zu  stellen  oder  doch 
wenigstens  die  ungeheure  Verschuldung  auf  fremde  Schulter, 
seien  es  auch  diejenigen  seiner  Bundesgenossen  (Rußland  gegen¬ 
über  England  und  Frankreich)  abzuwälzen. 

Daher  die  ungeheure  Bedeutung  der  Kriegsentschädigung 
und  der  Finanzreform  gerade  für  uns,  die  wir  in  weitem  Aus¬ 
maße  auch  für  unsere  Bundesgenossen  die  Last  heute  und  in 
Zukunft  mitzutragen  haben. 

II. 

Falls  es  uns  jedoch  nicht  gelingen  sollte,  auf  die  eine  oder 
andere  Weise  eine  Kriegsentschädigung  in  Höhe  von  mindestens 
Y3 — %  unserer  gesamten  Kriegskosten  durchzusetzen,  so  werden 
wir  vor  eine  äußerst  schwierige  und  folgenschwere  Entscheidung 
gestellt  sein.  Schon  aus  Gründen  unserer  militärisch-politischen 
Schlagfertigkeit  gegenüber  den  künftigen  Aufgaben  ist  es  für 
das  deutsche  Reich  ausgeschlossen,  auf  Jahrzehnte  hinaus  die 
riesenhafte  große  Schuldenlast  weiter  zu  tragen.  Durch  deren 
jetzige  Höhe  wird  die  Kreditfähigkeit  des  Reiches  so  eingeengt, 
daß  wir  die  Summe,  die  wir  zur  Weiterführung  unserer  inneren 
und  äußeren  Politik  nach  dem  Kriege  brauchen,  nicht  oder  nur  zu 
ganz  unverhältnismäßig  drückenden  Bedingungen  erhalten  könn¬ 
ten.  Ferner  hängt  unsere  künftige  finanzielle  Kriegsbereitschaft 
einfach  davon  ab,  daß  wir  in  kurzer  Frist  einen  großen  Teil 
unserer  Schulden  abstoßen,  um  in  kommenden  Notfällen  wieder 
neue  Anleihen  aufnehmen  zu  können.  Die  Wichtigkeit  dieses 
letzten  Punktes  geht  schon  daraus  hervor,  daß  in  England  selbst 
so  ausgesprochene  Pazifizisten  wie  Sidney  Webb  es  für  erforder¬ 
lich  erklären,  mindestens  y3  der  englischen  Kriegsschuld  inner¬ 
halb  kurzer  Frist  abzuzahlen,  um  dem  Staatskredit  wieder  die 
nötige  Elastizität  zu  geben  »für  den  Fall  des  Ausbruchs  eines 
neuen  Krieges«.  Wir  Werden  also  nicht  warten  können,  bis  auf 
dem  Wege  einer  i — 2%igen  Tilgung  die  Kriegsschuld  in  30 
oder  40  Jahren  beseitigt  ist.  Ein  bestimmter  Teil  muß  vielmehr 
innerhalb  kürzester  Frist  verschwinden  und  wenn  wir  diese 
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Notwendigkeit  nicht  auf  Grund  einer  Kriegsentschädigung  auf 
unsere  Feinde  überwälzen  können,  so  werden  wir  mit  unserem 
eigenen  Vermögen  dafür  einstehen  müssen.  Das  im  folgen¬ 
den  Ausgeführte  gilt  also  nur  für  den  Fall,  daß  es  nicht  gelingen 
sollte,  eine  entsprechende  Kriegsentschädigung  zu  erlangen. 

Das  Problem  wird  dann  sein,  wie  wir  mindestens  30  bis 
40  Milliarden  Mark  Reichskriegsschulden  innerhalb  kurzer  Frist 
aus  der  Welt  schaffen. 

Hierzu  gibt  es  nur  zwei  Wege:  entweder  wir  suchen  diese 
Riesensumme  innerhalb  von  etwa  10  Jahren  aus  erhöhten  Reichs¬ 
einnahmen  zu  tilgen.  Das  bedeutet  —  neben  der  Aufbringung 
von  Verzinsung  und  langsamer  Tilgung  für  die  auf  längerer 
Frist  berechneten  anderen  2/3  der  Kriegsschuld  —  eine  so  hohe 
jährliche  Tilgungsquote,  daß  diese  —  Wenn  überhaupt  —  dann 
nur  durch  eine  fast  völlige  Beschlagnahme  des  Gesamteinkom¬ 
mens  der  Nation  nach  Abzug  auch  nur  der  allernotwendigsten 
baren  Lebenskosten  aufgebracht  werden  könnte. 

Mit  andern  Worten:  wir  müßten  auf  Jahre  hinaus  als  Volk 
schlechter  leben  als  wir  dies  bisher  in  der  Kriegs  zeit  getan.  Wir 
müßten  aber  zugleich  —  und  dies  ist  das  wichtigste  —  unsere 
gesamten  Ersparnisse,  unseren  ganzen  jährlichen  Kapitalzuwachs 
zur  Anleihetilgung  verwenden,  während,  wie  weiter  unten  aus¬ 
geführt  wird,  unsere  Hoffnung  auf  schnelle  Wiederausgleichung 
der  Kriegsverluste  gerade  auf  reichlicher  Kapitalanlage  pro¬ 
duktiver  Art  beruht. 

Wir  würden  uns  also  nicht  nur  auf  die  nächsten  10  Jahre 
auf  schmälste  Kost  setzen  müssen,  sondern  auch  gleichzeitig 
die  Hoffnung  auf  grundlegende  Besserung  für  ein  weiteres  Jahr¬ 
zehnt  daran  geben,  infolge  mangelhafter  Kapitalansammlung 
und  damit  des  Stillstandes  des  gerade  für  uns  unentbehrlichen 
technischen  Fortschrittes. 

Gegen  diese  Feststellung  kann  allerdings  eingewendet  wer¬ 
den,  daß  eine  schnelle  Tilgung  eines  Teiles  der  Reichsschuld 
zwar  auf  der  einen  Seite  jeden  Kapitalzuwachs  verhindern,  auf 
der  andern  aber  durch  Rückzahlung  von  Reichsschulden  die 
gleiche  Kapitalmenge  wieder  in  die  Hände  eines  andern  Teiles 
des  Volkes  —  nämlich  der  Besitzer  von  Rententiteln  —  zurück¬ 
leiten  würde,  die  die  so  erhaltenen  Beträge  wieder  der  Volks¬ 
wirtschaft  zur  Verfügung  stellen  würden,  so  daß  praktisch  alles 
beim  Alten  bliebe.  In  gewissem  Umfang  wird  dies  wohl  zu- 
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treffen,  aber  durchaus  nicht  allgemein:  es  sind  eben  im  großen 
und  ganzen  diejenigen  Personenklassen,  die  im  Besitz  der  Renten¬ 
titel  der  Reichsschuld  sind,  durchaus  nicht  die  gleichen,  wie 
diejenigen,  die  für  die  Kapitalbildung  in  Betracht  kommen 
oder  —  wie  die  Unternehmer  —  an  dieser  ein  überragendes 
Interesse  haben. 

Nach  dem  Kriege  werden  zu  allererst  die  Unternehmer  ge¬ 
nötigt  sein,  so  schnell  wie  möglich  die  in  ihrem  Besitz  befind¬ 
lichen  Kriegsanleihetitel  abzustoßen,  um  das  vorübergehend 
in  diesen  angelegte  Betriebskapital  wieder  zu  freier  Verfügung 
zu  erhalten.  Ihre  Renten titel  werden  zum  Teil  ins  Ausland 
verkauft  werden  (als  Zahlung  für  die  so  dringend  benötigten 
Rohstoffe);  zum  andern  Teil  in  die  Hände  derer  übergehen,  die 
auf  Grund  von  Kriegsgewinnen  oder  infolge  ihrer  Verdrängung 
durch  konkurrenzfähigere  Großbetriebe  sich  von  der  wirtschaft¬ 
lichen  Tätigkeit  zurückziehen  und  nun  rein  konsumtiv  von 
ihren  Renten  leben. 

Das  wird  ja  —  leider  —  nach  dem  Kriege  die  Signatur 
unserer  Volkswirtschaft  sein:  neben  dem  Arbeiter-  und  Bauern¬ 
stand  ein  in  seinen  Einkommen-  und  Vermögens  Verhältnissen 
stark  herabgedrückter  Mittelstand,  besonders  die  auf  geistigen 
Erwerb  angewiesenen  Schichten,  Beamten,  freie  Berufe  usw. 
werden  mit  am  härtesten  getroffen  sein.  Daneben  ein  gewerb¬ 
licher  Unternehmerstand,  aus  dem  ein  großer  Teil  der  mittleren 
und  kleineren  früher  selbständigen  Existenzen  infolge  nach  dem 
Kriege  verstärkter  Konkurrenzunfähigkeit  gegenüber  Groß¬ 
betrieb  und  Kapitalkonzentration  ausgeschieden  sind,  so  daß  er 
nur  noch  die  kräftigsten  und  erfolgreichsten  Großunternehmer 
umfassen  wird.  Endlich  ein  breiter  Rentnerstand,  dem  die  andern 
arbeitenden  Berufsklassen  in  weitgehendem  Maße  tributpflich¬ 
tig  sein  werden.  Diese  kommende  Umschichtung  aller  Ver¬ 
mögensverhältnisse  muß  stets  berücksichtigt  werden,  wenn  wir 
Klarheit  über  die  wirtschaftliche  und  soziale  Wirkung  künftiger 
Steuerpläne  erlangen  wollen. 

Bei  einer  so  scharfen  Anziehung  der  Steuerschraube,  wie 
sie  die  hier  erörterte  Notwendigkeit  der  schnellen  Tilgung  der 
Kriegsanleihe  auf  dem  Wege  der  fast  völligen  »Wegbesteuerung« 
der  über  das  Existenz-Minimum  herausgehenden  Einkommens¬ 
teile  erforderlich  macht,  würde  für  die  verschiedenen  Klassen 
das  folgende  Ergebnis  eintreten: 
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Für  die  Unternehmer  eine  weitgehende  Herabminderung 
ihres  Interesses  an  erfolgreicher  volkswirtschaftlicher  Produk¬ 
tion,  für  den  »Mittelstand«,  zu  dem  nach  dem  Kriege  so  ziemlich 
alle  Angehörigen  unserer  bürgerlichen  Schichten  zu  rechnen 
sein  werden,  soweit  sie  nicht  in  die  enge  Zahl  der  Großunter¬ 
nehmer  oder  Großrentenbezieher  aufgestiegen  sind,  der  Ver¬ 
zicht  auf  jede  Möglichkeit  einer  etwas  gehobenen  Lebenshaltung 
auf  i — 2  Generationen.  Dieser  Verzicht  wird  gerade  jene  Schich¬ 
ten  und  Lebensmöglichkeiten  treffen,  auf  denen  bisher  der 
geistige  Fortschritt  des  deutschen  Volkes  beruhte. 

Für  die  Rentenbesitzer  endlich,  in  deren  Hände  infolge  der 
schnellen  Rückzahlung  eines  Teiles  der  Reichsschuld  fast  der 
gesamte  Kapitalüberschuß  der  Nation  sich  konzentrieren  würde, 
den  stärksten  Antrieb  zu  ausgedehntem  Luxuskonsum,  da  bei 
ihnen  das  Interesse  an  weiterer  Kapitalansammlung  durch  die 
hohen  Steuern  so  stark  verringert  werden  muß,  daß  sie  Augen¬ 
blicks-Konsumtion  dem  Sparen  vorziehen.  Diejenigen,  bei  denen 
der  Spartrieb  aber  dennoch  den  Anreiz  zur  Verschwendungs¬ 
sucht  übersteigt,  werden  einen  starken  Antrieb  zur  Abwanderung 
ins  Ausland  oder  wenigstens  zur  Hinterlegung  der  Rententitel 
in  der  Schweiz  oder  Holland  mit  damit  verknüpfter  Möglich¬ 
keit  der  Steuerhinterziehung  wählen.  Die  Möglichkeit  hiergegen, 
durch  eine  Couponsteuer  vorzusorgen,  ist  nicht  sehr  aussichts¬ 
reich,  da  durch  sie  die  so  notwendige  Abstoßung  eines  Teiles 
der  Reichsschuld  an  das  Ausland  verhindert  und  ferner  nur 
ein  Antrieb  zur  Anlage  der  zurückgezahlten  Gelder  in  auslän¬ 
dischen  Papieren  gegeben  würde. 

Wir  kommen  also  zu  dem  Schlüsse,  daß  die  schnelle  Rück¬ 
zahlung  eines  Teiles  der  Reichskriegsschuld  auf  dem  Wege  der 
äußersten  Anspannung  der  Einkommensbesteuerung  zu  äußerst 
ungünstigen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Folgen  führen  muß. 
Sollen  dies  die  Aussichten  der  breiten  Schichten  unseres  Volkes 
als  Folge  des  Weltkrieges  im  Fall  der  Nichterlangung  einer 
Kriegsentschädigung  sein?  Wenn  kein  anderer  Weg  zu  finden 
ist,  so  haben  wir  keine  Wahl,  aber  jede  andere  Möglichkeit  ist 
wohl  dieser  vorzuziehen.  Es  gibt  aber  noch  einen  andern 
Weg,  um  das  zu  erstrebende  Ziel  zu  erreichen,  der  weniger 
schmerzliche  Ausblicke  eröffnet.  Er  heißt: 
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Vermögensabgabe. 

Anstatt  unser  jährliches  Einkommen  mit  Sätzen  von  50 
und  mehr  Prozent  zu  belasten  —  denn  ohne  dies  würde  die 
nötige  Summe  nicht  aufzubringen  sein  — ,  würde  hier  der  Ver¬ 
mögensstamm  um  einen  entsprechenden  Teil  gekürzt  werden. 
Es  ist  aber  nicht  richtig,  diese  Alternative  mit  den  Worten: 
»Lieber  ein  Ende  mit  Schrecken,  als  ein  Schrecken  ohne  Ende« 
zu  kennzeichnen,  denn  die  Vermögensabgabe  wird  kein  »Ende 
mit  Schrecken«  zu  sein  brauchen.  Jedenfalls  hat  sie  gegenüber 
der  jahrzehntelangen  Konfiskation  fast  alles  Einkommens  zu¬ 
gunsten  des  Reiches  bedeutsame  Vorteile  psychologischer  wie 
materieller  Natur. 

Psychologisch  bedeutet  die  Abtretung  einet  Teiles  aller 
Vermögen  nicht  das  Auf  hören  des  Antriebes  zur  Vermögens¬ 
bildung,  sondern  gerade  das  Gegenteil:  den  schärfsten  Stachel 
um  durch  weitgehende  Sparsamkeit  einerseits  und  durch  äußerste 
Anspannung  aller  Schaffensmöglichkeiten  anderseits  die  durch 
die  Abgabe  gerissene  Lücke  so  schnell  als  möglich  wieder  aus¬ 
zufüllen. 

Materiell  würde  die  Vermögensabgabe  den  großen  Vorteil 
für  das  Reich  bieten,  die  erforderliche  Verminderung  der  Reichs¬ 
schulden  auf  dem  schnellsten  Wege  zu  bewerkstelligen  und  das 
Ergebnis  einer  sich  auf  mindestens  10  Jahre  erstreckenden  Til¬ 
gung  durch  eine  innerhalb  weniger  Jahre  sich  vollziehenden 
Einzahlung  vorweg  zu  nehmen. 

Mit  Abschluß  der  Uebertragung  der  Gegenwerte  der  Ver¬ 
mögensabgabe  an  das  Reich  wäre  zugleich  auch  der  neue  Gleich¬ 
gewichtszustand  erreicht,  auf  dem  der  Neuaufbau  der  Volks¬ 
und  Einzelwirtschaften  zu  erfolgen  hat,  während  wir  sonst  mit 
der  sehr  mißlichen  jahrelangen  Hinausziehung  des  neuen  Aus¬ 
gangsstadiums  zu  rechnen  hätten.  Es  ist  mit  Recht  darauf 
hingewiesen  worden,  daß  eine  solche  sofortige  Abbürdung  eines 
großen  Teiles  der  Reichsschuld  auf  die  Schultern  der  wirklichen 
Schuldner,  d.  h.  der  einzelnen  vermögenbesitzenden  Staats¬ 
bürger  auch  am  besten  der  Klarlegung  des  tatsächlichen  Schuld¬ 
verhältnisses  mit  allen  seinen  Folgerungen  dient.  Je  eher  jeder 
Einzelne  sich  darüber  klar  wird,  daß  die  Reichsschuld  letzten 
Endes  keine  Schuld  des  Reiches,  sondern  anteilsweise  eine  Ver¬ 
schuldung  jedes  Einzelnen  entsprechend  dessen  wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit  ist,  um  so  besser  für  alle  Beteiligten.  Es 
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geht  nicht  an,  daß  wir  auch  fernerhin  als  gute  »Untertanen« 
dem  Staate  die  Schuldaufnahmen  gestatten  als  ob  das  eine 
Sache  sei,  die  uns  wenig  oder  gar  nichts  anginge.  Eine  Stellung¬ 
nahme,  die  in  breiten  Schichten  leider  noch  sehr  stark  nach¬ 
wirkt.  Als  »Staatsbürger«  sind  wir  vielmehr  Teilhaber  am  Staate 
selbst  und  damit  jeder  Einzelne  für  die  Staatsschuld  —  vielleicht 
nicht  formal,  wohl  aber  materiell  — ,  worauf  es  allein  ankommt, 
gerade  so  verantwortlich,  als  wenn  wir  die  Schuld  persönlich 
eingegangen  wären.  Klarheit  hierüber  wird  aber  am  besten  die 
tatsächliche  Ueberbürdung  des  aliquoten  Anteils  auf  den  ein¬ 
zelnen  Steuerzahler  bringen  und  damit  die  Erkenntnis  fördern, 
daß  bei  allen  Staats- Aktionen  die  Gesamtheit  der  Bürgen  ihre 
eigene  Haut  zu  Markte  trägt.  Nichts  wird  besser  der  durchaus 
notwendigen  Politisierung  unseres  Volkes  dienen,  als  eben  diese 
Erkenntnis.  Wir  werden  in  Zukunft  weniger  über  politische 
Teilnahmslosigkeit  zu  klagen  haben,  wenn  jeder  auch  an  seiner 
Tasche  fühlt,  was  es  heißt,  für  das  Resultat  guter  oder  schlechter 
Politik  und  Diplomatie  bis  zum  Letzten  mitverantwortlich 
zu  sein. 

Es  ist  selbstverständlich,  daß  die  Zahlung  der  Vermögens¬ 
abgabe  (wie  seinerzeit  diejenige  des  Wehrbeitrages)  über  eine 
Reihe  von  Jahren  zu  erstrecken  ist  und  ferner,  daß  eine  solche 
Zahlung  nicht  nur  in  bar  oder  Rückerstattung  von  Reichs-  und 
Staatsschuldenverschreibungen  erfolgen  kann.  Dies  schon  aus 
dem  Grunde,  weil  bei  einer  prozentual  so  starken  Abgabe  von 
Vermögen  eine  Umsetzung  der  Vermögensstücke  in  Geld  oder 
selbst  in  Anleihen  den  Markt  aller  abzustoßenden  Werte  voll¬ 
kommen  in  Verwirrung  bringen  Würde. 

Es  ist  statt  dessen  so  vorzugehen,  daß  für  die  Einzahlung 
in  bar  oder  in  inländischen  Staatspapieren  ein  gewisser  Steuer¬ 
nachlaß  zu  gewähren  ist,  sonst  aber  alle  Werte,  die  der  Ver¬ 
pflichtete  dem  Steuerfiskus  in  Anrechnung  auf  seine  Verpflich¬ 
tung  abtreten  will,  von  jenem  zu  einer  dem  gemeinen  Wert  ent¬ 
sprechenden  Taxe  entgegenzunehmen  sind. 

Damit  aber  die  mit  der  Verwertung  und  Verwaltung  solcher 
Vermögensanteile  zu  betrauenden  Reichsvermögens¬ 
stelle  nicht  vor  unmögliche  Aufgaben  gestellt  wird,  wären 
gewisse  Bestimmungen  erforderlich.  Grundsätzlich  sollte  die 
Reichs  vermögensstelle  nur  verpflichtet  sein,  Forderungsdoku¬ 
mente  auf  materielle  Werte,  also  Wertpapiere,  Obligationen, 
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Hjrpotheken-  und  Schuldverschreibungen  usw.  in  Zahlung  zu 
nehmen.  Dagegen  erscheint  es  ausgeschlossen,  daß  wirkliche 
Vermögensobjekte  wie  Landgüter,  Häuser,  Fabriken  u.  dgl. 
direkt  an  das  Reich  abgetreten  werden,  denn  erstens  wäre  die 
natürliche  Folge,  daß  nur  die  schlechtesten  am  schwersten  zu 
bewirtschaftenden  oder  sonst  ungünstigsten  Objekte  angeboten 
würden.  Zweitens  —  dies  ist  das  ausschlaggebende  —  eine 
Reichsvermögensstelle  Wäre  nie  in  der  läge,  die  unübersehbare 
Menge  einzelner  Vermögensbestandteile,  die  ihr  für  das  Reich 
übertragen  würden,  sachgemäß  zu  verwalten.  Der  Staat  ist 
allerdings  schon  in  der  Vergangenheit  in  der  Lage  gewesen,  be¬ 
stimmte  einheitliche  große  Verkehrsuntemehmungen  wie  Eisen¬ 
bahnen,  Binnenschiffahrt-Unternehmungen,  Post,  Telegraph, 
Banken  und  Versicherungsanstalten,  ferner  Elektrizitätswerke, 
Wasserkraftanlagen,  Bergwerke,  Forsten  usw.  selbst  oder  in 
gemischt-wirtschaftlicher  Form  zu  betreiben  und  er  wird  diese 
Betätigung  in  Zukunft  sicher  noch  viel  weiter  ausdehnen.  Aber 
woher  soll  er  die  Möglichkeit  nehmen,  eine  praktisch  unabseh¬ 
bare  Zahl  der  verschiedenartigsten  Objekte  in  gedeihlicher  Weise 
zu  verwalten?  Es  Würde  fraglos  ein  ganz  ungeheurer  Verlust 
an  wirtschaftlicher  Ertragsfähigkeit  eintreten,  wenn  es  den 
Privaten  gestattet  würde,  alle  ihnen  nicht  mehr  passenden  Ver¬ 
mögensteile,  Unternehmungen,  Fabriken,  Grundstücke,  Häuser, 
in  Erfüllung  der  Steuer pflicht  an  den  Staat  abzutreten.  Wenn 
ein  Gebiet  nur  durch  äußerste  Anspannung  der  privaten  Initia¬ 
tive  fruchtbar  gemacht  werden  kann,  so  ist  es  sicher  dasjenige 
der  Grenzbezirke  zwischen  Verlust  und  Gewinn  und  gerade 
diese  in  Staatsverwaltung  zu  nehmen,  wäre  allerdings  die  beste 
Methode,  um  jeden  Fortschritt  der  Gesamtwirtschaft  ein  für 
allemal  in  sein  Gegenteil  zu  verkehren.  Es  ist  selbstverständ¬ 
lich,  daß  Neugestaltungen  in  der  Wirtschaftsordnung  nur  dann 
auf  Erfolg  rechnen  können,  wenn  sie  an  dem  Punkt  des  geringsten 
Widerstandes  und  nicht  an  dem  des  größten  ansetzen.  Das 
hieße  wahrlich  das  Pferd  am  Schwänze  aufzäumen  und  könnte 
nur  zu  Mißerfolgen  führen,  gerade  in  dem  Zeitpunkt,  der  die  An¬ 
spannung  und  Ausnutzung  aller  wirtschaftlichen  Kräfte  eines 
jeden  an  ihrem  eigensten  Platze  unbedingt  erfordert. 

Hier  wäre  also  so  vorzugehen,  daß  nicht  die  Vermögens¬ 
objekte  in  Natura  dem  Reiche  abgetreten  werden,  sondern  daß 
sie  vielmehr  im  Besitz  der  Steuerzahler  bleiben,  von  diesen  auf 
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eigene  Rechnung  und  Gefahr  weiter  bewirtschaftet  werden, 
aber  zugunsten  des  Reiches  mit  Hypotheken  mit  starken  Til¬ 
gungsquoten  belastet.  Natürlich  müßte  es  dem  Reiche  gestattet 
sein,  solche  Hypothekenforderungen  seinerseits  durch  Ueber- 
tragung  an  Dritte  zu  realisieren,  um  so  die  Mittel  zur  intensiven 
Schuldentilgung  in  die  Hände  zu  bekommen.  Ferner  ist  es 
selbstverständlich,  daß  die  Reichsvermögensstelle  berechtigt 
ist,  im  Einzelfalle  ihr  angebotene  Vermögensobjekte  in  Tilgung 
der  Steuerpflicht  zu  übernehmen,  falls  sie  ein  wirtschaftliches 
Interesse  an  solcher  Uebernahme  hat.  (Ausbau  des  Staats¬ 
besitzes  an  Bergwerken,  Verkehrsunternehmungen,  Grund-  und 
Hausbesitz,  sei  es  zu  eigenen  wirtschaftlichen  Zwecken,  sei  es 
im  Hinblick  auf  künftige  Boden- und  Wohn  angspolitik  usw.)  Aber 
stets  müßte  die  Entscheidung  abhängig  gemacht  werden  von 
den  eigenen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zielen  des  Reiches 
und  nicht  von  den  Wünschen  der  Verpflichteten. 

Soviel  für  die  Alternative:  Kriegsentschädigung  oder  Ver¬ 
mögensabgabe.  Es  wird  ja  in  Zukunft  noch  sehr  viel  im  ein¬ 
zelnen  darüber  zu  sagen  sein. 

Das  vorstehend  Ausgeführte  wird  aber  jedenfalls  dazu  bei¬ 
lragen,  die  Ueberzeugung  rege  zu  erhalten,  von  welch  unge¬ 
heurer  Wichtigkeit  die  Erlangung  einer  ausreichenden  Kriegs¬ 
entschädigung  für  uns  ist. 


.  III. 

Auch  nach  Abstoßung  von  etwa  y3  oder  mehr  der  Kriegs¬ 
kosten  auf  dem  Wege  der  Kriegsentschädigung  bezüglich  der 
Vermögensabgabe  bleibt  die  Aufgabe,  gegenüber  den  bisherigen 
Reichsausgaben  vor  dem  Kriege,  eine  Mehreinnahme  von  5  bis 
6  Milliarden  Mark  jährlich  zu  schaffen. 

Wenn  der  Krieg  im  Sommer  1917  zu  Ende  geht,  haben  wir 
—  wie  oben  ausgeführt  —  mit  einer  Reichsschuld  Von  min¬ 
destens  120  Milliarden  Mark  zu  rechnen,  hiervon  bringen  wir 
40  Milliarden  als  durch  Kriegsentschädigung  oder  durch  Ver¬ 
mögensabgabe  zu  decken  in  Abzug.  Es  bleiben  dann  für  das 
künftige  Friedensbudget  6%  Verzinsung  und  Tilgung  auf 
80  Milliarden,  d.  h.  rund  5  Milliarden  Mark  per  Jahr,  dazu 
das  Friedensbudget  von  rund  3  Milliarden,  insgesamt  also  rund 
8  Milliarden  Mark.  Hiervon  sind  2% — 3  Milliarden  als  durch  die 
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alten  Friedenseinnahmen  gedeckt  zu  rechnen,  es  bleiben  also 
mindestens  5% — 6  Milliarden  neu  aufzubringen. 

Wie  soll  die  Deckung  dieser  Riesensumme  vor  sich  gehen? 
Von  den  während  des  Krieges  neu  bewilligten  Steuern  muß  hier 
abgesehen  werden,  da  sie,  wie  bereits  festgestellt,  Lückenbüßer 
sind,  die  nicht  nach  finanziellen,  volkswirtschaftlichen  oder 
sozialen  Gründen  ausgewählt,  sondern  ausgesprochenermaßen 
finanztechnischen  Erwägungen  vorübergehender  Natur  ihr  Da¬ 
sein  verdanken.  Man  hat,  wie  der  Staatssekretär  des  Reichs¬ 
schatzamtes  selbst  zugegeben  hat,  die  Erhöhung  des  Btief- 
portos,  der  Telephon-  und  Telegrammgebühren  (1916),  die 
Kohlensteuer  und  die  Verkehrssteuer  für  Passagiere  und  Güter 
(1917)  vor  allem  deshalb  gewählt,  weil  sie  leicht  und  bequem 
zu  erheben  sind  und  keinen  neuen  Apparat  erfordern,  zu  dessen 
Bereitstellung  während  des  Krieges  Zeit  und  Arbeitskräfte 
fehlen.  Lediglich  die  sogenannte  Kriegssteuer  war  wenigstens 
im  Regierungsentwurf  als  Kriegsgewinnsteuer  prinzipiell  ge¬ 
dacht;  durch  die  Umgestaltung,  die  sie  im  Reichstage  erfahren 
hat  und  durch  die  Verkoppelung  mit  der  Besitzsteuer  (1916) 
ist  auch  sie,  ebenso  wie  die  Zuschlagbesteuerung  von  1917,  zu 
einer  einfachen  Notbehelfsabgabe  geworden.  Nach  den  eigenen 
Worten  der  Regierung  ist  keine  dieser  Steuern  als  bleibend 
geplant,  sie  sollen  bei  Kriegsende  verschwinden  und  duich 
andere  ersetzt  werden.  Somit  müssen  sie  also  hier  bei  der  Frage 
nach  den  Grundlagen  der  kommenden  Reichsfinanzreform  außer 
Ansatz  bleiben. 

Mit  Bezug  auf  diese  Reform  nun  ist  wieder  und  wieder  von 
den  Anhängern  der  verschiedensten  Richtungen  mit  Recht  be¬ 
tont  worden,  daß  der  ungeheuren  Aufgabe  gegenüber  ein  völlig 
neues  Finanzprogramm  aufzustellen  sei,  da  unser  bisheriges 
Steuersystem  nicht  auf  einheitlichen  Grundsätzen  aufgebaut, 
sondern  eine  zum  Teil  unzusammenhängende  Anzahl  der  ver¬ 
schiedensten  Steuern  ohne  inneren  Zusammenhang  darstellt; 
es  müsse  demgegenüber  von  Grund  auf  neu  gebaut  werden. 
Dieser  weitgehenden  Forderung  entsprechen  aber  die  bisher  be¬ 
kannt  gewordenen  Steuerpläne  in  keiner  Weise.  Sie  beschränken 
sich  entweder  auf  Einzelvorschläge  oder  bleiben  in  althergebrach¬ 
ten  Partei-  und  Steuer-Dogmen  stecken,  ohne  den  Weg  zu  zeigen, wie 
mit  Forderungen,  wie  z.  B.  »Beseitigung  aller  indirekten  Steuern« 


oder  »Freilassung  von  Produktion  und  Verkehr«,  die  Aufbrin¬ 
gung  des  enormen  Steuersolls  vereinbar  sei. 

Wenn  wirklich  neue  Wege  der  Besteuerung  beschritten 
werden  sollen,  die  gleichzeitig  den  Idealen  der  finanziellen  Er¬ 
giebigkeit,  der  wirtschaftlichen  Unschädlichkeit  und  der  sozialen 
Gerechtigkeit  nahe  kommen,  so  ist  es  erforderlich,  daß  wir  uns 
zunächst  klar  machen.  Welches  denn  die  Quellen  sind,  aus  denen 
alle  Staatseinnahmen  fließen.  Deren  gibt  es  aber  letzten  Endes 
nur  zwei:  Ueberschüsse  der  eigenen  Betätigung  des  Staates  und 
steuerliche  Inanspruchnahme  eines  Teiles  der  Reinerträge  der 
privaten  Wirtschaft  der  Steuerzahler. 

Erstere  fallen  nur  dort  ins  Gewicht,  wo  staatliche  Wirt¬ 
schaftsbetätigung,  Staatseigentum  an  wirtschaftlichen  Betrieben 
und  ein  entsprechend  geschulter  zuverlässiger  Beamten-Apparat 
vorhanden  ist  wie  bei  uns  in  Deutschland.  Andere  Länder,  die 
dergleichen  nicht  besitzen,  sind  von  vornherein  darauf  ange¬ 
wiesen,  ihren  Gesamthaushalt  allein  auf  der  Beanspruchung 
eines  bestimmten  Teiles  der  Ueberschüsse  der  privaten  Wirt¬ 
schaft  aufzubauen.  Hier  liegt  der  Haupt  vorteil  des  deutschen 
Systems  gegenüber  dem  englischen,  das  nur  die  Wahl  zwischen 
hoher  Belastung  des  Konsums  und  stärkster  Heranziehung  der 
Einkommens-Besteuerung  hat  und  damit  zu  Sätzen  kommen 
muß,  wie  sie  das  letzte  englische  Budget  aufweist.  Für  Deutsch 
land  bleibt  dagegen  als  Alternative  die  Möglichkeit  der  Er¬ 
höhung  der  staatlichen  Eigeneinnahmen  und  hierzu  tritt  noch 
ein  Weiteres:  während  z.  B.  das  englische  Wirtschaftsleben 
sich  auch  heute  noch  auf  der  Grundlage  der  individuellen  Unter¬ 
nehmung  auf  baut,  jeder  also  in  dem  anderen  nur  einen  unbe¬ 
quemen  Mitbewerber  erblickt,  mit  dem  er  im  Kampf  um  einen 
möglichst  großen  persönlichen  Anteil  am  wirtschaftlichen  Ge¬ 
winn  steht,  haben  sich  in  Deutschland  fast  alle  Berufsstände 
zu  Organisationen  zusammengeschlossen,  die  —  so  verschieden¬ 
artig  sie  auch  im  einzelnen  sein  mögen  —  doch  das  Gemeinsame 
zeigen,  den  einzelnen  Betrieb  und  das  wirtschaftliche.  Einzel¬ 
interesse  zurückzudrängen  gegenüber  dem  Gesamtinteresse  des 
Berufes  oder  Standes,  dem  sie  angehören. 

Das  gilt  ebenso  von  den  Kartellen  und  Syndikaten  der  ge¬ 
werblichen  Unternehmer,  wie  von  den  gewerkschaftlichen  und 
genossenschaftlichen  Verbänden  der  Arbeiter  und  den  Vereini¬ 
gungen  bäuerlicher  Grundbesitzer  u.  a.  mehr.  Damit  wird  aber 

J  a  f  f  e  ,  Kriegskostendeckung. 
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nicht  nur  das  Gemeinschaftsgefühl  geweckt,  sondern  zugleich 
Organisationen  geschaffen,  die  es  ermöglichen,  das  weite  Gebiet 
der  wirtschaftlichen  Arbeit  einheitlich  zusammenzufassen.  Der 
ungeheure  Vorteil  dieser  Organisation  hat  sich  im  Kriege  glän¬ 
zend  bewährt.  In  der  Regelung  des  Arbeitsmarktes,  in  der  Um¬ 
stellung  der  Industrie,  in  der  Beeinflussung  der  landwirtschaft¬ 
lichen  Produktion  und  auf  vielen  anderen  Gebieten.  Wo  sich  bei 
letzterer  Mängel  zeigten,  waren  sie  wieder  gerade  darin  begrün¬ 
det,  daß  es  an  einer  entsprechenden  Organisation  noch  mangelte. 

In  der  kommenden  Friedenszeit  werden  diese  Organisationen 
zweifellos  mit  großer  Energie  ausgebaut  und  auch  auf  alle  bisher 
noch  nicht  von  ihnen  ergriffenen  Gebiete  (landwirtschaftliche 
Großproduktion,  Handwerk,  Baugewerbe,  Mieter  Organisation 
usw.)  ausgedehnt  werden.  Damit  ist  aber  zugleich  die  Möglich¬ 
keit  gegeben,  den  gesamten  wirtschaftlichen  Apparat  —  soweit 
er  nicht  mittelbar  oder  unmittelbar  bereits  unter  Einfluß  und 
Verwaltung  der  Oeffentlichkeit  steht  —  nach  einheitlichen  Ge¬ 
sichtspunkten  zu  leiten  und  auszubauen.  Das  ist  aber  natürlich 
von  allergrößter  Bedeutung,  wenn  es  sich  darum  handeln  wird, 
die  wirtschaftliche  Kraft  der  Finanzgebarung  des  Staates 
dienstbar  zu  machen.  Es  wird  dadurch  möglich,  das  ganze 
Steuersystem  so  aufzubauen,  daß  es  trotz  finanzieller  Ergiebig¬ 
keit  doch  zugleich  seiner  wirtschaftlichen  Härte  entkleidet  und 
wenn  möglich  sogar  produktionsfördernd  gestaltet  wird. 

Demgegenüber  ist  unser  großer  Gegner  England  genötigt, 
seine  Kriegssteuem  in  vollkommen  einseitiger  Weise  allein  auf 
die  Schultern  der  Steuerzahler  zu  überwälzen  und  kommt  damit 
einerseits  zu  Einkommens- Steuersätzen  von  unerhörter  Höhe, 
andererseits  zu  den  allerradikalsten  staatssozialistischen  Maß¬ 
nahmen  (Verstaatlichung  der  Eisenbahnen,  der  Bergwerke,  der 
Schiffahrt,  ja  sogar  des  landwirtschaftlichen  Grund  und  Bodens), 
wie  sie  durch  Lloyd  George  zum  Teil  schon  eingeleitet,  zum 
anderen  in  sichere  Aussicht  gestellt  wurden.  Wir  können  da¬ 
gegen  mit  Aussicht  auf  Erfolg  versuchen,  unser  Wirtschafts¬ 
leben  vor  dem  lähmenden  Druck  einer  fast  völligen  Einkommens- 
Beschlagnahme  zu  bewahren  und  für  den  Uebergang  zur  Ge¬ 
meinwirtschaft  ein  langsameres,  sich  organisch  den  Verhält¬ 
nissen  anpassendes  Tempo  zu  wählen.  Dies  alles  dank  dem,  was 
wir  auf  dem  Gebiete  der  staatlichen  Eigenwirtschaft,  der  ge¬ 
mischt-wirtschaftlichen  Betriebe,  der  genossenschaftlichen  und 


Kartell- Organisationen  bereits  in  der  Vergangenheit  geleistet 
haben.  Das  Vorhandensein  und  der  weitere  Ausbau  dieses  Ap¬ 
parates  ermöglichen  uns  auch  unser  künftiges  Steuerprogramm 
auf  breitester  Grundlage  aufzubauen. 

Zunächst  müssen  wir  uns  jedoch  kurz  mit  jenen  beiden 
»Steuer-Dogmen«  auseinandersetzen,  die  den  Kreis  der  mög¬ 
lichen  Besteuerung  hoffnungslos  einengen  Würden:  dem  »sozia¬ 
listischen«  der  Ablehnung  aller  indirekten  Besteuerung,  weil 
diese  kopfsteuerartig  die  unteren  Einkommenschichten  stärker 
belasten  als  die  oberen  und  dem  »liberalen«,  das  behauptet,  alle 
Steuern  auf  Produktion  und  Verkehr  seien  an  und  für  sich 
schädlich,  weil  sie  das  Endergebnis  der  wirtschaftlichen  Pro¬ 
duktion,  aus  dem  allein  ein  Reinertrag  und  damit  eine  Steuer 
gewonnen  Werden  könne,  ungünstig  beeinflußten. 

Beide  Behauptungen  enthalten  einen  richtigen  Kern:  sie 
sündigen  nur  darin,  daß  sie  diese  richtige  Erkenntnis  auf  das 
ganze  Gebiet  der  Besteuerung  ausdehnen,  statt  sie  auf  denjenigen 
Teil  zu  beschränken,  auf  dem  sie  unbedingt  richtig  sind.  Nur  gegen 
diese  dogmatische  Verallgemeinerung  haben  wir  uns  zu  wenden. 

Die  Berechtigung  der  Ablehnung  indirekter  Steuern  endet 
dort,  Wo  es  sich  nicht  mehr  um  die  Belastung  unentbehrlicher 
Lebensnotwendigkeiten,  sondern  um  diejenigen  vpn  Gegen¬ 
ständen  des  entbehrlichen  Massen-Konsums  (Bier,  Tabak, 
Branntwein)  handelt.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  eine  etwa 
durch  hohe  Besteuerung  veranlaßte  Minderung  des  Konsums 
von  gesundheitlichem  Standpunkt  aus  sehr  erwünscht  sein  kann, 
liegen,  neben  den  rein  finanztechnischen  Erwägungen  großer 
Ergiebigkeit  und  bequemer  Veranlagung  sehr  schwerwiegende 
wirtschaftliche  und  politische  Gründe  für  eine  starke  indirekte 
Besteuerung  dieser  entbehrlichen  Genußmittel  Vor. 

Zweifellos  werden  von  diesen  Abgaben  die  breiten  Schichten 
des  Arbeiterstandes  am  stärksten  getroffen.  Für  deren  Heran¬ 
ziehung  spricht  aber  erstens  ein  politisches  Moment.  Die  Ar¬ 
beiterschaft  wird  mit  gutem  Recht  in  Zukunft  ein  weit  stärkeres 
Mitbestimmungsrecht  in  Staat  und  Gemeinde  fordern.  Dem¬ 
entsprechend  muß  sie  aber  auch  an  den  Lasten,  die  sich  aus 
diesen  Forderungen  ergeben,  entsprechend  ihrer  Leistungs¬ 
fähigkeit,  mittragen.  Dafür  ist  aber  die  indirekte  Besteuerung 
der  Genußmittel  des  Massen-Konsums  der  richtige  Weg,  da  sie 
die  Anpassung  an  die  Leistungsfähigkeit  des  Einzelnen  und 
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damit  die  Höhe  der  zu  leistenden  Abgabe  der  eigenen  Entschei¬ 
dung  des  Steuerzahlers  überläßt.  Viel  wichtiger  ist  aber  eine 
andere  volkswirtschaftliche  Wirkung  dieser  Steuer.  Jede  Steuer 
wird  bezahlt  aus  dem  Reinertrag  der  Gesamtwirtschaft:  eine 
hohe  Besteuerung  setzt  also  einen  hohen  Reinertrag  voraus, 
denn  sonst  wird  sie  aus  dem  Vermögen  der  Volkswirt¬ 
schaft  entnommen  und  muß  diese  in  kürzester  Frist  zugrunde 
richten.  Wir  müssen  also  unter  heutigen  Umständen  vor  allem 
versuchen,  vorzugsweise  solche  Steuern  zu  wählen,  die  die  Eigen¬ 
schaft  haben,  den  Reinertrag  der  Volkswirtschaft  möglichst 
unangetastet  zu  lassen  oder  sogar  noch  zu  erhöhen.  Das  ist 
denn  auch  das  Prinzip,  auf  dem  sich  die 
Gesamtheit  des  Steuerplanes  aufzubauen 
hat.  Als  Ideal:  nicht  Minderung,  sondern 
Vergrößerung  des  Reinertrages  und  dem¬ 
entsprechend  Auswahl  derjenigen  Steuern, 
die  nach  dieser  Richtung  wirken  unter 
möglichster  Beiseitelassung  derjenigen, 
die  ein  gegensätzliches  Resultat  liefern. 

Das  Reineinkommen  des  Volkes  kann  aber  nur  auf  zwei 
Wegen  erhöht  werden:  durch  Verminderung  des  Verbrauchs 
und  durch.  Steigerung  der  Produktion.  Den  ersten  Weg  ver¬ 
sperrt  uns  das  »soziale«  Steuerdogma,  den  zweiten  das  »liberale«. 
Darum  müssen  wir  sie  beide  beiseiteschieben,  soweit  sie  nicht 
einen  richtigen  Kern  enthalten.  Zum  Ersten:  es  gibt  keinen 
besseren  Weg  zur  Verminderung  des  Verbrauchs  als  eine  hohe 
Steuer  auf  die  entbehrlichen  Genußmittel.  Allerdings 
gehört  als  Ergänzung  dazu  die  möglichste  Freilassung  des  u  n- 
entbehrlichen  Verbrauchs,  der  bei  uns  durch  die  Not¬ 
wendigkeit  der  Getreide-  und  Viehzölle,  sowie  durch  die  Heran¬ 
ziehung  von  Konsummitteln  der  breiten  Volksschichten  (Salz, 
Petroleum)  ja  leider  noch  stark  belastet  ist.  Wir  treten  mit 
Bezug  auf  letztere  für  Abschaffung  des  Petroleum-Zolles  oder 
Ersatz  durch  billigere  Lieferung  des  elektrischen  Lichtes  über 
das  ganze  Land  und  für  Aufhebung  der  Salzsteuer  ein.  Die 
viel  schwierigere  Frage  der  Verteuerung  von  Brot  und  Fleisch 
durch  die  Zoll-Politik  kann  hier  nur  gestreift  werden.  Da  wir 
an  letzterer  mit  Rücksicht  auf  unsere  landwirtschaftliche  Eigen¬ 
produktion  unbedingt  festhalten  müssen,  so  gibt  es  nur  2  Auswege : 
die  möglichste  Niederhaltung  des  Brotpreises  durch  ein  Staats- 
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Getreide-Monopol  unter  Festlegung  der  Vermahlung-  usw. 
Kosten  und  ferner  Festsetzung  von  Minimallöhnen  in  Gewerbe 
und  Landwirtschaft  unter  Zugrundelegung  der  durchschnittlichen 
Lebenskosten,  von  denen  Ausgaben  für  Nahrung  ja  den  größten 
Teil  bilden.  Je  weiter  wir  auf  diesem  Wege  gehen,  um  so  stärker 
kann  dann  auch  der  Luxuskonsum  der  Massen  belastet  werden. 

Eine  weitere  selbstverständliche  Ergänzung  dieser  Be¬ 
lastung  muß  dann  die  sehr  starke  Heranziehung  alles  wirklichen 
Luxus-Konsums  der  oberen  Einkommensschichten  bilden.  Die 
Handhabe  hierzu  bietet  uns  die  Ausgestaltung  der  bereits  be¬ 
stehenden  Warenumsatzsteuer  zu  einer  gestaffelten 
Luxussteuer  oder  ein  Ausbau  der  Vermögenszuwachssteuer 
etwa  in  der  Art,  wie  dieser  von  Paul  Mombert  in  seiner 
Schrift  »Eine  Verbrauchs-Einkommenssteuer  für  das  Reich« 
(Tübingen  1916)  in  Vorschlag  gebracht  wird. 

Zum  Zweiten:  das  »liberale«  Steuer-Dogma  fordert  die  Kon¬ 
zentration  der  Besteuerung  auf  das  Reineinkommen.  Die  Steuer 
wirke  ertragsmindernd,  wenn  sie  das  Einkommen  erfasse,  solange 
es  noch  im  Prozesse  seiner  Entstehung  begriffen  sei,  deshalb  soll 
Handel,  Verkehr  und  Produktion  möglichst  von  jeder  Besteue¬ 
rung  frei  bleiben,  diese  dürfe  vielmehr  erst  bei  dem  fertigen 

*  Reinerträge  einsetzen.  Daraus  ergibt  sich  die  Forderung  der 
Einkommens-  (und  als  Ergänzung)  der  Vermögenssteuer  als 
Rückgrat  jeder  Besteuerung.  Hieran  ist  richtig,  daß  Produk- 

*  tions-  und  Verkehrssteuern  leicht  eine  solche  Wirkung  haben 
können  —  sie  sind  daher  so  zu  gestalten,  daß  diese  Nachteile 
nicht  eintreten  —  und  ferner,  daß  die  reine  Einkommensbe¬ 
steuerung  dem  Ideale  der  größtmöglichsten  Anpassung  an  die 
Leistungsfähigkeit  des  Steuerzahlers  sehr  nahe  kommt.  So 
bildet  ja  auch  in  den  deutschen  Bundesstaaten,  die  wie  Preußen, 
Sachsen,  Baden,  Württemberg  und  neuerdings  auch  Bayern 
ein  modernes  Steuersystem  besitzen,  die  Einkommenssteuer 
die  Grundlage  der  einzelstaatlichen  und  der  gemeindlichen  Be¬ 
steuerung.  Aber  gerade  bei  letzterer  zeigen  sich  die  großen  Nach¬ 
teile  eines  reinen  Personal- Steuersystems.  Ein  solches  wirkt  bei 
mäßigen  Sätzen  ausgezeichnet,  bei  hohen  und  sehr  hohen,  wie 
sie  bei  der  künftigen  Finanzlage  dauernd  in  Frage  kommen 

*  würden,  aber  steigend  ungünstig.  Sehr  hohe  Einkommenssätze, 
mit  denen  wir  bei  Verzicht  auf  Erhöhung  der  indirekten  und 
der  Produktionssteuer  auf  Sätze  von  30 — 40  und  mehr  Prozent 


wie  in  England  kommen  müßten,  zerstören  den  Trieb  zur  Ein¬ 
kommensvermehrung  und  Vermögensbildung  und  greifen  damit 
an  die  Wurzel  des  gesamten  Erwerbslebens,  dessen  stärkste 
Förderung  gerade  nach  dem  Kriege  eine  nationale  Lebensnot¬ 
wendigkeit  darstellt.  Ferner  vermehren  sie  den  Anreiz  zur 
Steuerhinterziehung,  der  auch  auf  dem  Wege  des  Offenbarungs¬ 
zwanges  für  Banken  und  Bankiers  kaum  zu  beheben  sein  wird, 
weil  immer  noch  der  Ausweg  der  Hinterlegung  im  Ausland  und, 
was  noch  gefährlicher  ist,  der  Anlage  inländischen  Kapitals  in 
ausländischen  Papieren  und  Unternehmungen  (Kapitalsaus¬ 
wanderung)  bleiben  würde,  um  so  stärker,  je  höher  die  Steuer. 
Endlich  kommt  hinzu,  daß  die  Finanzen  der  Einzelstaaten  und 
der  diesen  nachgeordneten  öffentlich-rechtlichen  Körperschaften 
sich  auf  der  Einkommensbesteuerung  aufbauen.  All  diese  werden 
nach  dem  Kriege  mit  bedeutend  erhöhten  Ausgaben  zu  rechnen 
haben  und  dabei  einem  durch  die  Kriegsereignisse  geschwächten 
Einkommensertrage  gegenüberstehen.  Wollte  man  diese  Diffe¬ 
renz  und  dazu  noch  hohen  Reichssteuersätze  vermittels  der 
Einkommensbesteuerung  aufbringen,  so  würde  man  zu  einfach 
unmöglichen  Sätzen  kommen.  Anderseits  ist  es  aber  ausge¬ 
schlossen,  den  Bundesstaaten  die  Erhebung  der  Personal  Steuer 
zugunsten  des  Reiches  abzunehmen  oder  sie  auch  nur  auf  die 
bisherigen  Sätze  zu  beschränken.  Das  würde  ein  Ende  ihrer 
Finanzkraft  und  damit  ihrer  Selbständigkeit  bedeuten  und  das 
in  einem  historischen  Augenblicke,  der  gerade  die  Ausdehnung 
der  Selbstverwaltung  fordert. 

Zentralisation  in  der  Finanzverwaltung  bedeutet  letzten 
Endes  Aufhebung  des  föderativen  Charakters  des  Deutschen 
Reiches.  Hierzu  aber  dürfte  gerade  nach  den  Kriegserfahrungen 
die  Neigung,  besonders  im  äußer-preußischen  Deutschland,  sehr 
gering  sein,  viel  eher  sind  gegenteilige  Strömungen  zu  erwarten. 

Es  wird  hier  natürlich  keiner  Verringerung  der  bundes¬ 
staatlichen  Personalbesteuerung  das  Wort  geredet.  Im  Gegenteil : 
wir  werden  auch  für  diese  Steuerarten  mit  stark  ansteigendenSätzen 
zu  rechnen  haben,  aber  gerade  deshalb  müssen  sie  für  die  Ein¬ 
zelstaaten  und  für  deren  wachsende  Aufgaben  reserviert  bleiben. 

Ganz  anders  liegt  es  natürlich  mit  Bezug  auf  die  aus  den 
Einkommens-  und  Vermögens  -  Verschiebungen  der 
Kriegszeit  sich  ergebenden  Tatsachen;  deren  steuerliche  Er¬ 
fassung  zugunsten  des  Reiches  wird  weiter  unten  behandelt. 
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Wir  kommen  also  gegenüber  dem  »liberalen«  Steuerdogma 
zu  dem  Schluß,  daß  die  Personalbesteuerung  den  Bundesstaaten 
verbleiben  muß  und  nicht  vom  Reich  in  Anspruch  genommen 
werden  kann.  Dann  bleiben  aber  zur  Deckung  der  Steuererfor¬ 
dernisse  des  Reiches,  zu  der  allein  eine  noch  so  starke  Erhöhung 
der  indirekten  Steuern  nie  ausreichen  würde,  nur  solche  Steuern 
übrig,  die  nicht  wie  jene  den  Reinertrag  der  Volkswirtschaft 
durch  erzwungene  Sparsamkeit  erhöhen,  sondern  eine 
direkte  Förderung  der  Produktivität  mit  sich  bringen. 

IV. 

Die  Produktions-  und  Handelssteuern. 

Die  Aufgabe  ist,  diese  Steuern  so  zu  gestalten,  daß  in  ihnen 
ein  Anreiz  zu  reichlicherer  und  billigerer  Produktion  liegt,  so 
daß  das  Endresultat  Wenn  möglich  volkswirtschaftlich  einen 
Fortschritt  mindestens  in  Höhe  der  steuerlichen  Belastung  er¬ 
gibt.  Eine  solche  Steigerung  der  Produktivität  ist  aber  nur  auf 
dem  Wege  des  technischen  und  organisatorischen  Fortschrittes  er¬ 
reichbar.  Die  Steuern  müssen  also  so  geartet  sein,  daß  sie  diese 
äußerste  Anspannung  der  Wirtschaftlichkeit  direkt  erzwingen. 
Das  ist  restlos  aber  nur  bei  Ausschaltung  aller  unwirtschaft¬ 
lichen  Konkurrenz  und  bei  äußerster  Ausnutzung  aller  Vorteile 
des  großbetrieblichen  Zusammenschlusses  möglich.  Wir  kommen 
also  schon  aus  steuerlichen  Rücksichten  zu  der  Forderung  der 
Ausschaltung  unwirtschaftlicher  Existenzen  und  äußerster  Kon¬ 
zentration  der  Betriebe.  Nun  liegen  die  Dinge  aber  so,  daß  die 
Folgen  des  Krieges  die  schon  im  Frieden  mächtige  Tendenz 
nach  dieser  Richtung  ganz  ungeheuer  verstärkt  haben.  Tausende 
von  Betrieben  sind  im  Kriege  infolge  Mangels  an  Rohmaterial 
oder  Arbeitskräften  stillgelegt  worden,  andere  Tausende  haben 
die  einzigartige  Konjunktur  zum  Ausverkauf  ihrer  Materialien 
und  Maschinen  benutzt.  Demgegenüber  ist  die  technische  Aus¬ 
rüstung  der  im  Betrieb  gebliebenen  Unternehmungen  unver¬ 
hältnismäßig  gesteigert  worden,  so  daß  auch  nach  Kriegsende 
für  einen  großen  Teil  der  früher  selbständigen  Unternehmer 
die  Möglichkeit  von  neuem  mit  Aussicht  auf  Erfolg  in  den  Wett¬ 
bewerb  mit  den  anderen  wieder  einzutreten  schwindet.  Damit 
werden  jene  in  die  Lage  versetzt,  alle  Vorteile  der  Situation 
voll  auszunutzen.  Wir  kommen  also  auch  ohne  jeden  staatlichen 
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Eingriff  zu  einem  Zustande  stärkster  Konzentration  und  fast 
unbeschränkter  Machtfülle  und  Gewinnmöglichkeit  der  Groß- 
und  Riesen-Untemehmungen.  Ist  es  nun  nicht  voll  berechtigt, 
wenn  der  Staat  an  dieser  vorteilhaften  Lage  der  Groß-Industrie, 
die  er  durch  den  Krieg  mitgeschaffen  hat,  seinen  Anteil  fordert, 
den  jene  voll  zu  gewähren  in  der  Lage  ist? 

Wir  kommen  nach  dem  Kriege  schon  infolge  des  Rohstoff¬ 
mangels  und  der  notwendigen  Kontingentierung  der  Einfuhr  zu 
straffer  Zusammenfassung  aller  Berufszweige  in  Kartellform, 
die  im  Notfälle  (Kohlen-Zwangs- Syndikatsgesetz)  vom  Staate 
erzwungen  wird.  Dadurch  verwandelt  sich  der  früher  freie  Wett¬ 
bewerb  in  ein  staatlich  gesichertes  Monopol,  dessen  Preisgestal¬ 
tung  gegenüber  die  konsumierenden  Massen  völlig  macht-  und 
schutzlos  wären,  wenn  der  Staat  diesen  Schutz  nicht  übernimmt. 
Daher  wird  eine  Festsetzung  der  Verkaufspreise  und  sicher  auch 
der  Arbeitslöhne  unter  staatlicher  Mitwirkung  erforderlich. 
Diese  Festsetzung  wird  aber  nicht  mehr  auf  dem  Prinzip  von 
Angebot  und  Nachfrage  aufgebaut  werden  können,  sondern  auf 
dem  Grundsatz  des  Ersatzes  der  Produktionskosten  plus  landes¬ 
üblichen  Gewinn  und  zu  diesem  wird  der  Staat  eine  Abgabe 
hinzufügen,  die  ihm  vom  Syndikat  entsprechend  den  produzierten 
Mengen  zu  zahlen  ist. 

Man  kann  dabei  in  zweifacher  Weise  einen  starken  Anreiz 
zur  Verbesserung  der  Produktionsverhältnisse  schaffen:  indem 
— ■  wie  bei  der  Zuckersteuer  —  durch  Besteuerung  des  Roh¬ 
materials  das  stärkste  Interesse  des  Unternehmers  geweckt 
wird,  aus  einer  gegebenen  Menge  Heizstoff  oder  Rohmaterial 
die  größtmögliche  Masse  fertigen  Produktes  herzustellen  und 
indem  —  wie  bei  dem  Entwurf  zum  Petroleum-Monopol  —  die 
Abgabe  je  nach  der  Höhe  des  Verkaufspreises  gestaffelt  und  so 
auf  einen  möglichst  billigen  Herstellungs-  bzw.  Verkaufspreis 
eine  besondere  Prämie  gelegt  wird. 

Gerade  auf  dem  Gebiete  der  Kraftstoff  Verwendung  stehen 
wir  vor  der  Möglichkeit  allergrößter  technischer  Fortschritte 
(Kohlen Vergasung,  Gasfernleitung,  einheitliche  Verteilung  des 
elektrischen  Stromes  über  das  ganze  Reich,  Ausnutzung  der 
Wasserkräfte  usw.),  die  durch  eine  entsprechend  angepaßte  Be¬ 
steuerung  nur  gefördert  werden  kann.  Auf  Einzelheiten  ein¬ 
zugehen,  ist  hier  nicht  der  Platz,  es  galt  nur,  das  Prinzip  auf¬ 
zuzeigen,  nach  dem  allein  die  übermäßige  Belastung  durch 


Steuern  in  ihr  Gegenteil  verwandelt  werden  kann,  indem  gerade 
die  steuerliche  Notwendigkeit  zum  stärksten  Antrieb  gesteigerter 
Produktivität  gemacht  wird. 

Derartige  Auflagen  sind  aber  nicht  nur  mit  Bezug  auf  die 
verwendeten  Kraftstoffe,  sondern  im  Prinzip  auf  alle  im  Groß- 
Betriebe  erzeugten  Waren  denkbar,  so  daß  wir  letzten  Endes 
zu  einem  vollkommen  ausgebauten  System  der  Produktions¬ 
besteuerung  kämen,  ohne  daß  dadurch  eine  entsprechende  Be¬ 
lastung  des  Konsums  erwachsen  würde,  indem  die  steuerliche 
Last  durch  technische  Ersparung  im  Betrieb  Wenigstens  zum 
Teil  wieder  eingebracht  und  durch  staatlich  überwachte  Preis¬ 
festsetzung  die  Abwälzung  auf  den  Konsum  verhindert  oder 
zum  mindesten  geregelt  wird.  Das  neue  Prinzip  soll  ja  nicht 
darin  bestehen,  eine  weitere  Belastung  des  Konsums  zu  schaffen, 
während  die  Produzenten  frei  ausgehen  —  das  ist  ja  der  grund¬ 
legende  Fehler,  der  jetzt  von  der  Regierung  vorgeschlagenen 
Kohlensteuer  — ,  sondern  im  Gegenteil:  der  Konsum,  der  bereits 
durch  andere  Steuerarten  so  stark  in  Mitleidenschaft  gezogen 
wird,  muß  vor  übermäßiger  Belastung  seitens  der  Produzenten 
geschützt  werden,  denen  es  überlassen  bleiben  muß,  die  Steuern 
durch  technische  Fortschritte  wieder  einzubringen.  Dies  schon 
aus  dem  Grunde,  weil  eine  solche  wirtschaftliche  Reproduktion 
des  Staatsbedarfs  wohl  bei  den  Produzenten,  nicht  aber  bei  den 
Konsumenten  möglich  ist.  Dies  ist  der  einzige  Weg,  auf  dem 
die  Forderung  finanzieller  Ergiebigkeit,  gepaart  mit  volkswirt¬ 
schaftlichem  Fortschritt  gelöst  werden  kann. 

V. 

Kriegsgewinn-  und  Erbschaftssteuer. 

Wir  kommen  endlich  zu  einer  letzten  Kategorie  von  Steuer 
und  Staatseinnahmen,  die  sich  grundsätzlich  von  allen  vorher¬ 
gehenden  unterscheiden. 

Bei  allen  früher  besprochenen:  Eigeneinnahmen  des  Staats, 
konsummindemde  Verbrauchssteuern,  produktionssteigernde 
Verkehrssteuern,  handelt  es  sich  um  das  volkswirtschaftliche 
Problem  der  Steigerung  der  Reinerträge  der  Gesamtwirtschaft, 
um  aus  diesen  die  staatlichen  Notwendigkeiten  zu  bestreiten. 

Bei  dem  folgenden  kommt  nicht  die  Vermehrung  des 
Reineinkommens,  wohl  aber  dessen  andere  Verteilung  in 
Frage.  Es  handelt  sich  hier  also  in  erster  Linie  nicht  um  wirt- 
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schaftliche,  sondern  überwiegend  um  soziale  Gesichtspunkte, 
die  aber  darum  nicht  weniger  wichtig  sind. 

Wir  haben  schon  oben  die  Tatsache  der  durchgreifenden 
Verschiebung  aller  Einkommens-  und  Vermögens  Verhältnisse 
durch  den  Krieg  gestreift.  Sie  ist  vielleicht  das  schwerwiegendste 
völkische  Problem  unserer  Zukunft.  Das  neue  Deutschland  wird 
nicht  mehr  sein  wie  das  alte  und  eine  der  größten  Gefahren  der 
Zukunft  bildet  jene  Vermögensumschichtung,  wenn  ihr  nicht 
rechtzeitig  Einhalt  getan  wird.  Die  Lage  wird  ja  voraussicht¬ 
lich  die  folgende  sein:  Dauernden  und  sicheren  Vorteil  von  den 
Verhältnissen  im  Kriege  und  nach  dem  Kriege  wird  vor  allem 
die  Landwirtschaft  haben.  Die  Preise  ihrer  Produkte 
werden  auf  lange  Zeit  hinaus  hoch  sein,  die  ausländische  Kon¬ 
kurrenz  zum  größten  Teil  verschwunden  oder  unwirksam,  die 
erhöhten  Produktionskosten  in  keinem  Verhältnis  zu  den  viel 
stärker  gesteigerten  Preisen  und  Absatzmöglichkeiten  stehen. 
Auch  Handel  und  Industrie  haben  großen  Vorteil 
aus  den  Kriegsereignissen  gezogen  und  auch  nach  dem  Kriege 
werden  Gewinnmöglichkeiten  in  Menge  vorhanden  sein,  aber 
deren  Verteilung  ist  eine  ganz  andere  als  bei  der  Landwirtschaft, 
die  ziemlich  gleichmäßig  an  der  Kriegskonjunktur  teilnimmt. 
Im  Gegensatz  hierzu  vereinigen  sich  im  Handel  und  Gewerbe 
alle  Vorteile  fast  ausschließlich  bei  den  Großbetrieben;  Mittel¬ 
und  Kleinbetrieb  dagegen  sind  zum  Teil  ausgeschaltet,  zum 
andern  auf  die  Dauer  schwer  getroffen  durch  Abnahme  der 
Konkurrenzfähigkeit,  Erhöhung  der  Handlungsunkosten  und 
der  Lebenshaltung. 

Am  schwersten  zu  beurteilen  ist  die  Lage  der  gewerblichen 
Arbeiterschaft  nach  dem  Kriege.  Sie  wird  in  weit¬ 
gehendem  Maße  abhängen  von  den  Friedensbedingungen.  Sind 
diese  günstig  für  uns,  so  wird  auch  die  Arbeiterschaft  mindestens 
entsprechend  der  verteuerten  Lebenshaltung  erhöhte  Löhne 
durchsetzen  können,  wodurch  nur  eine  Aufrechterhaltung, 
durchaus  noch  keine  Verbesserung  ihrer  bisher  doch  schon  allzu 
bescheidenen  Lebensmöglichkeit  geschaffen  wird.  Dazu  kommt 
die  Gefahr  des  Lohndruckes  seitens  der  Frauen,  die  im  Kriege 
die  Stelle  des  Mannes  in  den  Fabriken  eingenommen  haben, 
sowie  im  Frieden  diejenige  der  Kriegsbeschädigten  und  Renten¬ 
bezieher.  Im  Falle  eines  ungünstigen  Friedens  aber  droht  vor 
allem  der  Arbeiterschaft  Armut  und  Elend. 


Ueber  die  Lage  des  bürgerlichen  Mittelstandes, 
der  Beamten  und  freien  Berufe  ist  schon  oben  gesprochen  worden. 
Sie  werden  auf  jeden  Fall  die  Hauptleidtragenden  sein,  denn 
auch  bei  einem  günstigen  Frieden  bleiben  die  hohen  Lebens¬ 
kosten  bestehen,  Gehälter  und  Einkommen  werden  aber  stabil 
sein  oder  bei  der  Konkurrenzschwäche  der  kleineren  und  mitt¬ 
leren  Betriebe  sogar  noch  einem  starken  Druck  unterliegen. 
Dem  Mittelstand,  besonders  dem  auf  geistige  Arbeit  angewiese¬ 
nen,  mangelt  die  Möglichkeit  eines  Ausgleichs  durch  gewerk¬ 
schaftliche  Organisation  oder  politischen  Gegendruck,  wie  ihn 
die  Arbeiterschaft  durch  ihre  Masse  besitzt.  Gerade  die 
Schichten,  auf  denen  das  geistige  Niveau  Deutschlands  beruhte, 
laufen  Gefahr,  zerrieben  zu  werden,  zwischen  der  Masse  der 
Handarbeiter  auf  der  einen  und  der  dünnen  aber  übermächtig 
gewordenen  harten  Schicht  der  Großunternehmer  und  der  Groß- 
Rentner  auf  der  andern. 

Wir  kämen  dabei  zu  einer  Umschichtung,  die  in  jeder  Be¬ 
ziehung  eine  weittragende  Verschlechterung  des  sozialen  Gleich¬ 
gewichts  bedeuten  und  die  Gesamtentwicklung  Neu-Deutsch- 
lands  in  die  gefährliche  Bahn  eines  völlig  ungeistigen  Neo- 
Feudalismus  lenken  würde.  Deren  Gegendruck  aber  würde 
unfraglich  soziale  Unzufriedenheit  und  unfruchtbare  Reibungs¬ 
notwendigkeiten  schaffen,  die  gerade  wir  mit  Rücksicht  auf  die 
bleibende  Schwierigkeit  unserer  äußer-politischen  Lage  um 
jeden  Preis  vermeiden  müssen. 

Das  Gebot  sozialer  Gerechtigkeit  wie  inner-  und  außer¬ 
politischer  Notwendigkeit  erfordert  also,  daß  gerade  die 
Schichten,  die  im  Kriege  an  Gut  und  Blut  vor  allem  gelitten 
haben,  nicht  als  Resultat  des  Kampfes  aus  ihrer  sowieso  be¬ 
scheidenen  sozialen  Stellung  verdrängt  werden  und  dies  zu¬ 
gunsten  derer,  die  auf  Grund  berechtigter  oder  unberechtigter 
Kriegsgewinne  alle  Vorteile  der  Lage  für  sich  allein  in  Anspruch 
nehmen  würden.  Ihr  unwirtschaftlicher  und  zum  Teil  skan¬ 
dalöser  Luxuskonsum  mitten  im  Kriege  ist  schon  ein  beredtes 
Kennzeichen  für  das,  was  wir  im  Frieden  zu  erwarten  haben, 
wenn  diese  Leute  tonangebend  werden,  wozu  sie  jede  Aussicht 
haben.  Oder  sollen  wir  etwa  warten,  bis  auf  dem  Wege  der 
Fideikommißbildung  und  damit  verbundener  Nobili  tierung  die 
vorsichtigeren  Geschäftsteilhaber  der  Frau  Kupfer  und  Kon¬ 
sorten  sich  selbst  zu  »Führern  der  Nation«  stempeln? 
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Das  steuerliche  Erfordernis  deckt  sich  also  hier  mit  dem 
politischen  und  sozialen*  alles  Weist  darauf  hin,  diesen  Gefahren 
durch  eine  vor  allem  die  Kriegsgewinne  erfassende  sehr  hohe 
Besteuerung  entgegenzuwirken.  Ein  Anfang  hierzu  ist  mit  der 
Kriegssteuer  (1916)  und  dem  geplanten  Zuschlag  zu  dieser  (1917) 
gemacht,  aber  durchaus  nicht  in  genügendem  Umfang.  Beson¬ 
ders  beklagenswert  ist  die  aus  rein  dogmatischen  Gründen  er¬ 
folgte  Umwandlung  des  Regierungsentwurfes,  der  eine  Besteue¬ 
rung  des  Kriegs  einkommens  vorsah,  in  eine  Kriegsver- 
mögenszuwachsabgabe  durch  den  Reichstag.  Dadurch  ist  vom 
volkswirtschaftlichen  und  finanziellen  Standpunkt  aus  ein 
wahres  Monstrum  geschaffen  worden,  das  die  Sparsamkeit  be¬ 
straft  und  den  überflüssigen  Verbrauch  mit  hoher  Prämie  be¬ 
lohnt  und  damit  das  genaue  Gegenteil  von  dem,  Was  not  tut, 
schafft.  Die  Art  und  Weise,  wie  auch  diese  Steuer  zustandekam, 
ist  leider  nur  zu  bezeichnend  für  die  völlig  verkehrte  Form,  in 
der  die  Gesetzgebungsmaschine  in  bezug  auf  Neuschaffung  von 
Steuern  im  Reiche  arbeitet.  Statt  daß  die  Regierung,  ehe  sie 
an  das  Parlament  herantritt,  auch  bezüglich  der  Einzelheiten 
ihrer  Steuerpläne  in  fortlaufender  Verbindung  mit  den  Parteien 
und  außenstehenden  Sachverständigen  steht,  so  daß  sie  deren 
Einwände  in  Ruhe  berücksichtigen  und  dann  ziemlich  sicher  ✓ 
mit  Annahme  der  sorgfältig  ausgearbeiteten  Vorschläge  rechnen 
kann,  erfolgt  bei  uns  stets  das  Umgekehrte.  Solange  die  Aus¬ 
arbeitung  dauert,  hüllt  man  sich  in  geheimnisvolles  Dunkel,  wenn  * 
dann  die  Entwürfe  fertig  sind,  werden  sie  plötzlich  auf  den 
Reichstag  und  die  unvorbereitete  Oeffentlichkeit  abgeschossen. 
Berechtigten  und  unberechtigten  Einwänden  Wird  meist  dadurch 
begegnet,  daß  man  Amendements  usw.  des  Parlamentes,  die 
schnell  und  oft  völlig  unsachgemäß  Zustandekommen,  in  den 
Entwurf  aufnimmt  und  so  ein  einheitlich  gedachtes  Werk  zer¬ 
trümmert  oder  gar  seinen  ausschlaggebenden  Inhalt  in  das 
Gegenteil  Verkehrt.  Am  Schlüsse  schwingt  dann  der  Staats¬ 
sekretär  triumphierend  einen  Strauß  heterogenster  Steuerüber¬ 
raschungen,  von  denen  niemand  vorher  sagen  kann,  welches 
Ergebnis  sie  haben  werden  und  zieht  sich  dann  zufrieden  damit 
zurück,  daß  er  zwar  nicht  seine,  aber  doch  wenigstens 
irgendwelche  Steuern,  die  den  finanziellen  Erfordernissen  einiger¬ 
maßen  genügen,  mit  nach  Hause  bringt.  Und  eine  solche  Finanz- 
und  Steuerpolitik  wird  dann,  wie  im  Falle  Helfferich,  noch  für 
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ausreichend  erachtet,  um  dem  Betreffenden  den  Aufstieg  in 
ein  noch  höheres  Amt  zu  gestatten.  Difficile  est  satiram  non 
scribere!  Wie  Steuerpraktiker,  wie  Miquel  oder  Eugen  Richter, 
t  die  Reihe  unserer  letzten  Reichsfinanzreformen  beurteilen  wür¬ 
den,  kann  man  nur  ahnen. 

Die  Kriegsgewinnsteuer  müßte  bewußt  als  eine  Maßregel 
r  ausgebaut  werden,  die,  soweit  es  überhaupt  möglich,  eine  Reme- 
dur  der  durch  den  Krieg  bewirkten  Einkommensverschiebung 
nach  großen  sozialen  Gesichtspunkten  anstrebt.  Zu  diesem 
Ende  wäre  sie  in  organische  Verbindung  zu  bringen  mit  einer 
entsprechend  gerichteten  Reichs-Erbschaftssteuer, 
die  natürlich  das  Kindes-  und  Gattenerbe  mit  umfassen,  in 
ihren  Sätzen  stark  progressiv  gestaltet  (Vorbild:  England)  nach 
Möglichkeit  die  Entstehung  der  Erbmasse  (Familienerbe,  wirt¬ 
schaftlicher  Erwerb  oder  Konjunktur-  und  Kriegsgewinn)  mit 
berücksichtigen  sollte. 

Als  Ergänzung  wäre  ferner  das  Erbrecht  des  Rei¬ 
ches  endlich  einzuführen. 

VI. 

Wir  kommen  also  auf  Grund  des  vorstehend  Ausgeführten 
zu  den  folgenden  Forderungen  mit  Bezug  auf  unser  künftiges 
St  euer- System: 

i.  Möglichste  Steigerung  der  Eigen-Einnahmen 
*  des  Reiches  aus  wirtschaftlicher  Tätigkeit.  Deutschland  be¬ 
sitzt  in  seinen  staatlichen  Eisenbahnen,  ferner  in  der  Post-, 
Telegraphen-  usw.  Verwaltung  eine  Reihe  großer  wirtschaft¬ 
licher  Betriebe,  deren  Einnahmen  einer  bedeutenden  Steigerung 
fähig  sind.  Um  der  Gefahr  der  Verteuerung  der  nationalen  Pro¬ 
duktion  zu  entgehen,  müßten  diese  Einnahmesteigerungen  nicht 
durch  Erhöhung  der  Tarife,  sondern  durch  Verbilligung  der 
Verwaltung  und  Verringerung  der  Ausgaben  erreicht  Werden. 
Das  ist  vor  allem  möglich  durch  eine  großzügige  Vereinheit¬ 
lichung  des  Eisenbahnwesens  und  Einbeziehung  der  Binnen¬ 
schiffahrt  in  die  staatlichen  Verkehrsuntemehmungen.  Dies 
würde  nicht  nur  große  Ersparnisse  ermöglichen,  sondern  auch 
durch  die  Herrschaft  des  Staates  über  die  Tarife  eine  Weitgehende 
4  Beeinflussung  des  Einfuhr-  und  Ausfuhrhandels  ermöglichen, 
die  ja  sowieso  in  Zukunft  einen  integrierenden  Teil  der  auswär¬ 
tigen  Politik  der  Großstaaten  bilden  wird. 


Auch  für  den  voraussichtlichen  wirtschaftlichen  Zusammen¬ 
schluß  Mitteleuropas  und  seiner  Bundesgenossen  wird  eine 
solche  einheitliche  Verkehrspolitik  von  größter  Bedeutung  sein. 

Die  bisher  genannten  Einnahmemöglichkeiten  bewegen  sich 
noch  vollkommen  auf  der  Ebene  der  überlieferten  staatlichen 
Finanzpolitik.  Sie  werden  aber  auch  in  ihrer  Gesamtheit  nicht 
genügen,  die  ungeheuer  gewachsenen  Notwendigkeiten  zu  be¬ 
friedigen.  Dies  kann  nur  geschehen  durch  die  Hinzufügung 
eines  prinzipiell  absolut  neuen  großen  Gebietes  zu  den  bis¬ 
herigen  staatlichen  Einnahmemöglichkeiten.  Es  handelt  sich 
um  die  Schaffung  einer  Reihe  von  Maßnahmen,  die  neben  hohen 
Einnahmen  für  den  Staat  zugleich  eine  derartige  Förderung 
und  Verbilligung  der  Produktion  in  sich  schließen,  daß  ihre 
Einführung  auch  nach  Abzug  der  Staatsabgaben  einen  direkten 
Gewinn  an  Nationalreichtum  ergeben. 

Hierher  wären  zu  rechnen: 

a)  Staatliche  Handelsmonopole,  wie  wir 
sie  heute  in  Kriegszeiten  bereits  in  den  Zentraleinkaufsgenossen¬ 
schaften  der  Mittelmächte  vor  uns  sehen.  Ihre  Aufgabe  wäre 
vor  allem  die  Regulierung  der  Ein-  und  Ausfuhr  in  dem  Sinne, 
daß  von  fremden  Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln  nur  soviel 
eingeführt  wird,  als  wir  zur  Ergänzung  unserer  eigenen  Pro¬ 
duktion  notwendig  brauchen.  Eine  solche  Maßnahme  wird 
für  die  Zeit  nach  dem  Kriege  schon  deshalb  nicht  zu  umgehen 
sein,  weil  nur  auf  diesem  Wege  einmal  die  militärisch  notwen¬ 
dige  Vorratswirtschaft  gesichert  und  zweitens  die  Wieder  auf  rich- 
tung  unserer  Valuta,  die  eine  Lebensnotwendigkeit  Deutschlands 
bildet,  in  vergleichsweise  kurzer  Zeit  durchgeführt  werden  kann. 

Bei  der  Ausfuhr  wird  es  sich  darum  handeln,  diejenigen 
Waren,  die  das  Ausland  von  uns  beziehen  muß,  wie  Kohle,  Kali, 
Zucker,  Chemikalien  usw.  zu  höchstmöglichen  Preisen  abzu¬ 
setzen  und  so  ein  entsprechendes  Gegengewicht  für  die  erforder¬ 
liche  Einfuhr  zu  gewinnen.  Dadurch  gewinnt  der  Staat  nicht 
nur  einen  ausschlaggebenden  Einfluß  auf  Ein-  und  Ausfuhr, 
den  er  auch  als  politische  Waffe  zu  verwenden  imstande  ist, 
sondern  er  kann  auch  durch  Ausschaltung  des  Zwischenhandels 
und  der  Spekulationsgewinne,  durch  Vereinheitlichung  von 
Bezug  und  Absatz  große  Ersparnisse  erzielen,  die  es  ihm  er¬ 
möglichen  werden,  ohne  stärkere  Preiserhöhung  große  Ein¬ 
nahmen  für  sich  zu  erzielen. 
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b)  Staatliche  Kraftmonopole.  Die  ungeheuren 
Möglichkeiten,  die  in  der  Ausnützung  der  Wasserkräfte  und 
des  elektrischen  Stromes  liegen,  können  erst  durch  die  staat¬ 
liche  Zusammenfassung  ihre  volle  Ausnutzung  gewinnen.  Bis¬ 
her  bestand  eine  Zersplitterung  der  Kraftquellen,  die  dazu  ge¬ 
führt  hat,  daß  auf  der  einen  Seite  vorhandene  Ueberschüsse 
nicht  verwendet  werden  konnten,  auf  der  anderen  sehr  teure 
Reservemaschinen  gehalten  werden  mußten,  um  im  Falle  des 
Versagens  der  Wasserkraft  den  nötigen  Strom  zu  liefern.  Dem¬ 
gegenüber  würde  die  Einführung  eines  staatlichen  Leistungs¬ 
monopols  bei  teilweiser  Aufrechterhaltung  der  privaten  Pro¬ 
duktionsstellen  von  elektrischer  Kraft  es  ermöglichen,  den 
Strompreis  allgemein  niedriger  zu  stellen  —  was  eine  weitgehende 
Förderung  der  Produktion  bedeutet  —  und  trotzdem  sehr  be¬ 
deutende  Einnahmen  für  den  Staat  zu  erzielen.  Die  Reserven 
der  einzelnen  Kraftwerke  könnten  wegfallen  und  der  Ueber- 
schuß  jedes  auch  noch  so  kleinen  Werkes  dem  allgemeinen  Ver¬ 
brauch  zugeführt  werden. 

2.  Ersparnis-Steuern.  Stärkere  Erhöhung  aller 
indirekten  Abgaben  (eventuell  durch  Einführung  finanzieller 
Monopole,  wie  Tabak-Monopol,  Branntwein-Monopol  usw.), 

%  soweit  diese  auf  entbehrlichem  Verbrauch  beruhen,  verbunden 
Ä  mit  Ausgestaltung  der  Warenumsatzsteuer  zu  einer  gestaffelten 
Belastung  alles  Luxuskonsums  mit  stark  progressiven  Sätzen.  — 
*  Als  Ziel:  möglichste  Verminderung  alles  überflüssigen  Konsums. 

3.  Produktivitäts-Steuern. 

a)  Zwangs  - Kartellierung  in  Handel  und 
Gewerbe,  verbunden  mit  staatlich  überwachten  Einfuhr- 
Monopolen  und  Produktions-Auflagen,  deren  Ueberwälzung  auf 
den  Konsum  durch  Preisfestsetzung  und  Minimallöhne  zu  ver¬ 
hindern  ist.  —  Als  Ziel:  möglichste  Verbilligung  und  Vermehrung 
der  gewerblichen  Produktion. 

b)  Staatliches  Getreide-Monopol,  das  in 
ähnlicher  Weise  wie  bei  a)  mit  Anreizen  zu  äußerster  Steigerung 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  verbunden,  zugleich  dem 
Konsum  gleichmäßige  und  niedere  Preise  sichert. 

4.  Soziale  Ausgleichs-Steuern. 

Kriegsgewinn-Steuer,  Reichserbschafts¬ 
steuer  und  Erbrecht  des  Reiches. 


Auf  Grund  eines  so  gearteten  Steuer-Systems,  dessen  Ein¬ 
zelheiten  hier  nur  angedeutet  werden  konnten,  kann  die  Deckung 
des  ungeheuren  finanziellen  Bedarfs  des  Reiches  bei  Kriegsende 
ermöglicht  werden  ohne  verderbliche  soziale  und  volkswirt¬ 
schaftliche  Schäden  nach  sich  zu  ziehen.  Dies  allerdings  nicht 
auf  dem  gewohnten  Wege  der  Besteuerung  der  Ueberschüsse 
der  Privatwirtschaften  allein,  da  diese,  in  der  erforder¬ 
lichen  Höhe  in  Anwendung  gebracht,  die  wirtschaftlichen  Kräfte 
mit  der  Gefahr  der  Erschöpfung  bedroht,  wohl  aber  auf  dem 
von  uns  angedeuteten,  der  Verbindung  von  Produktivitäts¬ 
steigerung  und  Besteuerung  zugleich. 

Die  gleichzeitige  Anwendung  beider  Mittel  kann  sogar  die 
kommende  Reichsfinanz-Reform  zum  Ausgangspunkt  einer  un¬ 
erwarteten  Steigerung  unserer  wirtschaftlichen  Kräfte  machen. 
Eine  solche  ist  aber  nur  möglich  einerseits  auf  Grund  verringerten 
Verbrauchs,  anderseits  durch  gesteigerte  wirtschaftliche  Pro¬ 
duktivität.  Das  erstere  wird  erreicht  durch  den  Zwang  zur 
Sparsamkeit,  Wie  er  durch  erhöhte  steuerliche  Belastung  vor¬ 
nehmlich  der  entbehrlichen  Genußmittel  bei  den  unteren  und 
durch  erhöhte  direkte  und  indirekte  Besteuerung  bei  den  mitt¬ 
leren  und  oberen  Einkommensklassen  erzielt  wird,  das  letztere 
durch  die  energischste  Ausbildung  aller  technischen  und  organi¬ 
satorisch  möglichen  Produktionssteigerungen,  die,  wie  oben 
angedeutet,  unter  dem  Zwange  der  Finanznotwendigkeiten  ins 
Leben,  treten  werden. 

Beides  zusammen  läßt  uns  erhoffen,  daß  wir  in  relativ 
kurzer  Zeit  nach  dem  Kriege  nicht  ärmer,  sondern  reicher  sein 
werden  als  vorher,  vorausgesetzt  natürlich,  daß  wir  den  Mut 
und  die  Kraft  haben,  die  sich  uns  darbietenden  Wege  auch  wirk¬ 
lich,  und  zwar  in  großzügigster  Weise  zu  benutzen. 

Diese  Möglichkeit  aber  verdanken  wir  allein  den  unver¬ 
gleichlichen  Leistungen  unseres  Heeres  und  unserer  Flotte, 
unter  deren  starkem  Schutz  die  Grundlage  unserer  nationalen 
Produktivkraft  unversehrt  erhalten  Werden  konnte,  während 
Frankreich  und  Rußland  im  Gegensatz  zu  uns  mit  einem 
wirtschaftlichen  Zusammenbruch  nach  dem  Kriege  zu  rechnen 
haben  werden,  weil  ihre  wichtigsten  Industriebezirke  in  die 
Kriegszone  einbezogen  worden  sind. 
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